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4 h hAmerika und Prin; Hrinrich.
Wop. Amerika iſt der klaſſiſche Beweis dafür, daß die poli

tiſche Demokratie allein mit der Herrſchaft des Kapitals nicht
r werden kann, ja, daß ſie die geeignetſte politiſche Form
der Entwicklung dieſer Herrſchaft ſei. Selbſtbewußte, egaliſtäre
Volksherrſchaft, ſo lange die Nation aus Hinterwäldlern be-
ſtand, deren Aneinanderkettung durch den Warenverkehr noch
äußerſt loſe war, aus Emigranten, die froh waren, dem Elend,
der Knechtung und den Bedrückungen des alten Europas ent-
flohen u ſein, auf dem freien Boden Amerikas ſich zuerſt als
freier Menſch zu fühlen bekamen und deshalb auch die Frei-en ihre perſönliche Unabhängigkeit als höchſtes Gut zu

chätzen wußten, gewinnt dieſe politiſche Demokratie, je fein
maſchiger das Netz des Warenverkehrs wird, je mehr die
Warenproduktion alle wirtſchaftlichen Verhältniſſe unterwühlt,
je mehr die Macht des Geldes ſteigt, deſto korruptere Formen,
bis ſie vor unſeren Augen in die ſchamloſe Herrſchaft einer
kapitaliſtiſchen Plutokratie ausartet, die ſich um ſo unum-
ſchränkter ausſpielen kann, als ſie die erſte Form der Klaſſen-
herrſchaft überhaupt auf dieſem Boden iſt, die Kapitaliſtenklaſſe
akſo weder mit dem Adel als dem geſchichtlich überlieferten
herrſchenden Stand ſich abzufinden, noch die weltgeſchichtliche
Experimentierkunſt der Herrſcher von Gottes Gnaden zu er-
dulden hatte, noch auch auf einen Mittelſtand, der flüchend
und bettelnd hinter dem Kapital herläuft, heute vor ihm auf
den Hinterpfötchen geht und morgen ihn in die Wade beißt,
acht zu geben brauchte und ſelbſt die Kirche als politiſche Macht
nicht, ſondern nur die Geiſtlichkeit als Beruf kennt. Die
größte politiſche Freiheit wurde mit der Entwicklung der öko
nomiſchen Macht des Kapitals zur größten -kapitaliſtiſchen Will
kür. Aber in den Köpfen der Formaliſten der Demokratie
ſpiegelt ſich der Vorgang umgekehrt ab, und ſtatt aus der
kapitaliſtiſchen Entwicklung die Korruption der Demokratie zu
erklären, erklären ſie aus der Korruption der amerikaniſchen
Demokratie die ungehinderte Entwicklung der kapitaliſtiſchen
Willkür.

Die erſte Formation der reichen Bourgeoiſie in Nordamerika
beſtand aus Selfmade-Männern, die, einmal in die g. ge
langt, keine Ueberſchicht fanden und ſich frei in ihrer Eigenart
entwickeln konnten. Energiſche Charaktere von einem harten
Egoismus einfachen Lebensgewohnheiten, waren ſie raſtlos
thätig im Erwerb, gingen ſie im Geſchäft auf und ſchieten ſich
ſelbſt ihm zum Opfer zu bringen, da ſie den Reichtum, den
ſie ſchufen, nicht einmal zu gebrauchen wußten. Das war die
Zeit der wegenihrerraſtloſen Energie und ihres nie zu ſättigenden
Erwerbsſinns angeſtaunten und wegen ihrer Unbeholfenheit im
Reichtum verlachten Yankees. Sie folgte nach der Heroen-
zeit der amerikaniſchen Nation, die mit dem Unabhängigkeits-
krieg zuſammenfällt, und fand ſelbſt ihren Gipfelpunkt in dem
Bürgerkrieg von 1861/65. Es iſt kennzeichnend, daß in der
neueren Zeit das Wort Yankee immer mehr aus dem Gebrauch
kommt. an begegnet ihm nur noch äußerſt ſelten in den
Zeitungen. Ich glaube, das läßt ſich auf zwei Urſachen zurück
führen: erſtens ſind die Charakterzüge des Yankees der 60er
Jahre thatſächlich nur noch ſelten zu finden, zweitens fällt es
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teſten Genußſucht und der tollſten Verſchwendung.
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mit der fortſchreitenden Klaſſenſcheidung immer ſchwieriger, alle
Volkselemente Nordamerikas unter einen Charaktertypus zu
vereinigen. Mit der Umbildung der amerikaniſchen Bourgeoiſie
zu einer zweiten Formation ſchied aus ihr ein kleines Hänuf-
lein Großkapitaliſten aus. Das ſind die amerikaniſchen
Milliardäre, die durch ihren Kapitalbeſitz Jnduſtrie, Ver-
kehr und Handel beherrſchen.

Was dieſe Großmillionäre, mögen ſie nun ihre Thätigkeit
mit ererbtem Kapital begonnen haben oder ſich erſt Vermögen
haben „machen“ müſſen, wirtſchaftlich am meiſten kennzeichnet,
iſt ihr waghalſiges Gründertum. Nicht mehr um den raſtloſen
Erwerb des „Yankee“ handelt es ſich diesmal, ſondern um
eine derartige Verwendung des Kapitals, daß es ſich ſelbſt
thätig in immer größerem Umfange vermehrt, weniger um die
Produktion des Mehrwerts, als um deſſen Akkumulation in
den Händen des einzelnen Beſitzers. Sie haben die Macht
des Kapitals erkannt, und ihre Kunſt beſteht in dem Gebrauch
dieſer Macht.

Sie ſind nicht bloß ungeheuer reich, ſondern ſie haben die
Produktivkräfte der amerikaniſchen Nation monopoliſiert. Gegen-
über der daraus entſpringenden konſtanten Mehrung ihres
Reichtums verſchwinden in nichts die Ausgaben der raffinier-

Sie bauen
ſich Paläſte auf kriſtallenen Säulen, laſſen ſich Statuen dus
Gold gießen, ſie halten Rennſtälle und Sportyachten, ſie ſchen
ken auch Millionen für Univerſitäten und Krankenhäuſer, ſie
beiten ihre Hunde in Eiderdaunen und laſſen ſie von ſilbernen
Tellern eſſen aber der Strom des Mehrwerts, der ihnen
zufließt, überſchwemmt das alles ſpurlos, und ihre Phantaſie
verſagt im Erfinden neuer Ausgaben. Das einzige Gefühl,
das der ſich mehrende Kapitalüberfluß in ihnen m
ſondern anfeuert, iſt die Herrſchſucht. Den ganze Erdball
wollen ſie ſich ökonomiſch unterthänig mächen. Dieſe Welt-
herrſchaft, wie ſie die Geſchichte noch nie geſehen, ſoll ſich
an ihren Namen knüpfen, ſoll ihr Familiengut werden.

Es iſt viel über den exkluſiven Charakter der amerikaniſchen
Plutokratie berichtet worden. Die einzige Verbindung außer-
halb ihres engen Kreiſes, welche dieſe Milliardäre gern ein-
gehen, iſt die mit der höchſten adeligen Ariſtokratie Europas.
Dieſe höchſte Anerkennung des wirtſchaftlichen Herrſcherſtammes,
den ſie gründen, durch die Nachkommenſchaft jener Geſchlechter,
welche die alte Welt jahrhundertelang politiſch beherrſchten,
ſchmeichelt ihnen, durch dieſe Blutsverbindung glauben ſie, ſich
ein geſchichtliches Herrſcherrecht erworben zu haben. Die Für-
ſten von Gnaden des Kapitals kennen nur noch den einen Ehr-
geiz: auf gleichem Fuße mit den Fürſten von Gottes Gnaden
zu verkehren.

Nun kann man ſich denken, welchen Eindruck auf dieſe Geſell-
ſchaft der Beſuch des Prinzen Heinrich machen mußte.
Ein veritabler Prinz! Das war etwas anderes, als die welt-
verlaufenen orleaniſtiſchen oder gar bonapartiſtiſchen Prinzen,
mit denen man bis jetzt vorlieb nehmen mußte. Ein echter

n Der leibhaftige Bruder eines herrſchenden
gaiſers!

Zwar galt der Beſuch des Prinzen der Nation in ihrer All-
gemeinheit, aber die Plutokratie wollte es nicht anders haben

tat Angelegenheit

als daß damit vor allem und ſpeziell ſie gemeint ſei. Ja,
fiele noch der Beſuch in die Zeit Mac Kinleys! Dieſer galt
bei den Milliardären nicht für ganz ebenbürtig. Er war der
Vertreter des amerikaniſchen Jnduſtrialismus überhaupt, nicht
eigentlich des herrſchenden Großkapitals. Aber iſt nicht Rooſe-
velt einer von den ihrigen? Ja, das iſt er, und gerade wie
Rooſevelt Präſident wird, da kommt der Prinz, woran man
doch früher gar nicht gedacht hatte! Und daß der Prinz in
ſeinen Telegrammen ſtets Herrn Rooſevelt perſönlich erwähnte,
und daß er ſich ſo angelegentlich nach der Geſundheit des jungen
Rooſevelt erkundigte, und daß Fräulein Rooſevelt den Meteor
„im Namen ſeiner Majeſtät des deutſchen Kaiſers“ taufte, und
daß der Prinz vor ihr den Hut ſchwenkte, und daß der Prinz
dem alten Rooſevelt ſo herzlich die Hand drückte und ihn ſeiner
perſönlichen Freundſchaft verſicherte „nicht viel fehlte, denkt
der Börſen- oder Jnduſtriefürſt, und er würde ihn, wie bei
wirklichen Königen, Bruder nennen und auf die Backe küſſen“!
Alles, was dem Präſidenten der Republik galt, bezog die Pluto
kratie auf Rooſevelt perſönlich, und was ſie auf Rooſevelt
bezog, das bezog ſie auf ſich. Um aber zwiſchen ſich und der
Nation öffentlich eine Scheidewand zu ziehen, veranſtaltete ſie
das bekannte Frühſtück der 137 Großmillionäre, wo man ſo
ganz „en famille“ war.

Nun mußte nur noch dafür geſorgt werden, daß dem Prinzen
„das Volk“ gezeigt werde. Hier trat vor allem die Preſſe in
Aktion. Dieſe Klopffechter des Kapitals verſäumen keine Ge-
legenheit, um Lärm zu machen. Diesmal überboten ſie ſich
ſelbſt in theatraliſcher Wichtigthuerei: Und da jede Provinz und
jede Stadt der „neuen Welt“ bereits ihre eigene Plutokratie
beſitzt, die in ihren lokalen Grenzen ſich als die herrſchende
Kaſte betrachtet und den Beſuch des Prinzen als perſönliche

ßte, ſo war auch überall für den nötigen
Prunk geſorgt. as übrige that die Schauluſt der Menge.

Die Reiſe des Prinzen glich einem Triumphzug ſchreiben
die Zeitungen. Die amerikaniſche Plutokratie betrachtet das
als ihren Triumph.

Tagesgeſchichte.
Halle, 11. März.

Deutſcher Reichstag.
Der Reichstag nahm am Montag das Geſetz über den Schutz

des roten Kreuzes gegen induſtrielle Verwendung en bloc an
und begann dann die 3. Leſung des Etats. Die General-
diskuſſion hielt ſich in engen Grenzen; ſie brachte nur eine
kleine Polendebatte, die beim Reichspoſtetat weiter geführt wer-
den wird. Die Polen behaupten nämlich, daß die Poſener
Poſt polniſche Briefe öffne. Beim Etat des Reichstags wur-
den wieder Klagen über die Reſtauration und Wünſche auf
größere Bequemlichkeit für die Reichstagsabgeordneten laut,
deren Erſüllung Graf Balleſtrem zuſagte. Beim Etat desAuswärtigen Amtes teilte Graf Poft adowsky mit, daß der

Reichskanzler durch Unwohlſein am Erſcheinen verhindert wäre.
Es kam zu keiner politiſchen Diskuſſion. Der Antrag des
Nationalliberalen MünchFerber auf die Errichtung von Han
delskammern im Ausland wurde gegen die Stimmen der

a Nachdruck verboten.
Hans Dampf in allen Gaſſen.

Novelle von Heinrich Zſchokke.

Dpar ſchien dem Zunftmeiſter dies nun ein diebiſches
Wagſtück oder ſonſt ein Werk der Bosheit. Er lief mit vieler
Geiſtesgegenwart, den Thäter handfeſt. zu machen, der, wie be
kannt, kein anderer als der Staatsbaumeiſter war, doch ſtatt
einer denn Hans Dampf ſchlich ſich behend davon, um
einerſeits alles Aufſehen meiden ergriff der zornige

Töpfer den Schuhmacher Ahl, wohlverdienten Oberzunftmeiſter.
Jhn führte ſein Schickſal ſehr ungelegen aus dem Ratskeller

dieſes Weges am Unglückswagen vorbei. Herr Pretzel packte
den edlen Oberzunftmeiſter mit ſo fürchterlicher Juireuſt und
umklammerte ihn ſo feſt, daß ex ſich nicht regen konnte. Eine
Rieſenſchlange hätte ihn nicht mächtiger umwickeln können. Dabei
ſchrie der Töpfer mit einer Stimme, die hinaus über Thore
und Ringmauern der Stadt vernommen werden konnte: „Zu
Hilfel Räuber, Mörder, Diebe!“

usrufungen ſeine Zuflucht zu nehmen,
Freventlicher war noch nie ein Land-

Jm Gefühl ſeiner Unſchuld und
Wüterich, der ihm

Urſache hatte, zu ſolchen
verſäumte ſie auch nicht.

frieden gebrochen worden. 7 iehe ſchrie er wetteifernd mit dem
aſt die

Straßenräuber!“ D.Dies Geſchrei, dergleichen man ſeit einem vollen Jahrhundert

in Lalenburg nicht gehört hatte, verbreitete über die ganze Nach
barſchaft einen paniſchen Schrecken

Jedermann verriegeit ein größter Behendigkeit Hausthüren und
Fenſterladen von innen, weil man eine ganze Diebesbande oder
den in anderen Ländern Mode gewordenen Ausbruch einer
Revolution in den Straßen vermutete, und wer auf den Gaſſen
wandelte, ſloh eilfertig in entgegengeſetzter Richtung davon, um
den Mördern nicht unter die Fäuſte zu kommen.

Die Stadtwachen an den Thoren, ineiſtens alte,
Leute, denen der löbliche Magiſtrat das Gnadenbrot agriffen Abernd ihre Hellebarden und flohen ins Wachthaus,
verrammeiten ſich darin aufs beſte und ſchworen, alle für einen

Der bedrängte r welcher in der That größere

ippen brach „Mordiol Feuriol Banditen Mörder,

gichtbrüchige

und einer für alle zu ſterben, wenn man ſie überfallen und
angreifen würde. Der Stadt und Platzmajor Knoll, welcher
zufällig auf dem Heimwege zu ſeiner Behauſung den Lärm
vernahm und das Durcheinanderrufen von Mördern und
Räubern, glaubte daran, riß den langen Federbuſch von ſeinem
Hute, damit ihn keiner von der Bande für eine Militärperſon
halte, und flüchtete keuchend in den Ratskeller zurück. n

Da nun auf dieſe Weiſe den Kämpfern niemand z Hilfe
kam, hörten ſie nach einer guten Viertelſtunde auf zu ſchreien,
weil ihre Stimmen ziemlich heiſer geworden waren.

Sie hatten inzwiſchen ihre Kräfte auf mannigfaltige Weiſe
gegen einander verſucht, mehr als einmal nebeneinander auf
dem Erdboden gelegen, mehr als einmal den Kampf erneuert,
ohne daß einer den entſcheidenden Sieg errungen hätte.

Beide waren des fruchtloſen Kampfes ſatt, doch wollte keiner

den andern fahren laſſen. ßSie ſchleppten einander, jeder in gleicher Abſicht, zu einem benachbarten Hauſe, wo ein Meter wohnte, der beider Gevatter

h Nach langen Bitten, daß man ihnen die Thür öffne, ge-
ah es.
Der Metzger glaubte in den bekannten Stimmen Mitbürger

zu hören, die dem Blutbade auf der Gaſſe glücklich entronnen
wären. Als ſich endlich beim hellen Kerzenſchein der Schuh-
macher und der Töpfer erkannten, erneuerten ſie ohne Zeit-
verluſt mit verdoppeltem Horn ihre Balgerei, denn ſie waren
von der Zunft her noch alte Feinde, und jeder glaubte zuver-
i. der andere habe ihm aus Rache einen böſen Streich ſpielen
wollen.

Jnzwiſchen war Hans Dampf in Angſt und Schrecken zur
Stadt hinausgelaufen, aus gerechter Furcht vor dem Eigen-
tümer der zermalmten Töpfe, von dem er ſich verfolgt glaubte.

Er vergaß Roſinen und, Mandeln und alles Konfekt der Ver
lobung und Katharinen am Fenſter und ihr Entſetzen beim An-
blicke des leeren Brettes. Er irrte den ganzen Abend umher
und fand, da er mit einiger Sicherheit heimkehren zu könnenglaubte, die Stadtthore feſt verſchloſſen.

Dies beruhigte ihn ungemein, denn nun überzeugte er ſich,
daß auch ſein Verfolger eingeſperrt ſei. Er übernachtete alſo in
einem Wirtshauſe außerhalb der Stadt, wo er vorgab, ſich auf
einem Spaziergange verſpätet zu haben.

die Spritzen vorher zu pro

Hans Dampf.
Folgenden Morgens kehrte er zu guter Zeit in die Stadt

zurück, nicht ohne Herzklopfen.
Teils konnte der ſtolze Seckelmeiſter Piphan ſein Ausbleiben

von der Verlobung übel gedeutet, teils 2 irgend ein Umſtand
dem Töpfermeiſter Pretzel als Urheber alles Unheils in ſeinem
Marktkram verraten haben.

Jnzwiſchen hoffte er, ſich auf jeden Fall mit der ihm eigenen
edlen Dreiſtigkeit e

Noch ſchlief in Lalenburg alles gar friedlich. Als er aber zu
ſeinem Hauſe kam, fand er vor demſelben drei Eilboten eines
ren Dorfes, die ſchon ſeit mehreren Stunden auf ihn
warteten.

Der erſte meldete haſtig, daß im Dorfe Feuer ausgebrochen
ſei und man ihn dringend erſuche, die Spritzen zu ſenden, da
er den Schlüſſel zum Spritzenhauſe habe.

Der andere meldete, es wären ſchon drei Häuſer nieder
gebrannt, aber ſchon mehrere Feuerſpritzen aus den umliegenden
w. angelangt.

Der dritte zeigte an, die Brunſt ſei glücklich ſeit einer halben

Stunde gelöſcht. zHans Dampf ſtrich nachdenklich das Kinn und ſprach zu den
Bauern, die mit ehrerbietig enblößten Häuptern vor ihm ſtanden
„Jhr Eſel, wenn Euer ganzes Dorf abgebrannt wäre, ſo würde
es Eure Schuld ſein, denn Jhr hättet zur rechten Zeit kommen
müſſen, ehe das Feuer angegangen, damit ich zur rechten Zeitdazu hätte thun können. n dem Fall würde ich

nicht ausge
gangen und nicht nachts über Land geweſen ſein. Doch iſt es
ut, daß das Feuer nun rig iſt. Ein anderes Mal meldet
uch vor Ausbruch desſelben, damit man auch Zeit genug habe,bieren. So „geht denn heim und

uren Vorſtehern meinen Beſcheid. S
Frühſtück per wen,

enden ge

ſaget
r hatte ſie kaum entlaſſen und ſein

als ihn einer ſeiner Vettern beſuchte, der ſic
lobungsſchmaus hatte behagen laſſen.

Er kam mit Aufträgen des Herrn Seckelmei Pi
welchen das Ausbleiben des Staatsbaumeiſters ſo ſehr einpör
hatte, daß er demſelben höflichſt melden ließ: aus Verlobunc
Heirat und Schwiegerſohnſchaft e in Ewigwerden, er möge ſich fernerhin n mehr um die Ha



Nationalliberalen
kam auf die
nach dem Schi er verhafteten Oſtpreußin erkundigt hatte,
die im Liebauer Gefängnis von den ruſſiſchen Schergen unter
dem Verdachte gefangen gehalten wird, revolutionäre Schriften
nach Rußland eingeführt zu haben. Aus den Mitteilungen
des Staatsſekretärs ging hervor, daß das Auswärtige Amt ein
wiſſe nicht allzu großes Intereſſe an dem Schickſal dieſer

eutſchen nimmt.
Beim Etat der Kolonialverwaltung wurde der Zuſchuß von

30000 Mk., den das Reich für die Errichtung einer Auskunfts-
ſtelle für Auswanderer an die Kolonialgeſellſchaft zahlen ſoll,
davon abhängig gemacht, daß die Geſellſchaft über ihre Thätig-
keit dem Reichskanzler berichtet. Sonſt bot der Kolonialetat
keinen Stoff zu weiteren Unterhaltungen. Umfangreicher ge
ſtattete ſich die Debatte beim Reichsamt des Jnnern. Hier
wurde von unſeren Genoſſen Zubeil und Stadthagen
das Reſkript des Miniſters Möller, das die Ausführungs-
beſtimmungen zum Gewerbegerichtsgeſetz giebt, einer eingehen-
den Kritik unterzogen. Urſprünglich ſollte die Angelegenheit
in Form einer Jnterpellation nach Oſtern von unſern Ge-
noſſen vorgebracht werden da aber der nationalliberale Abg.
Beck auf die Frage zu ſprechen kam, wurde ſofort noch
Stellung genommen. Staatsſekretär Graf Poſadowsky gab
die Erklärung ab, daß Herr Möller ſein Reſkript, das in der
That höchſt bedenklicher Natur geweſen iſt, durch ein zweites
Reſkript in der Hauptſache zurückgenommen hat. Genoſſe
Wurm kam auf den Maulkorberlaß für die Fabrikinſpektoren
zurück und erkundigte ſich nach der Verordnung zum Schutze
der Steinarbeiter.

Graf Poſadowsky ſuchte die Maulkorbverordnung in
einem mildern Lichte erſcheinen zu laſſen und verſprach, daß die
Schutzmaßregeln zu gunſten der Steinarbeiter demnächſt im
Reichsanzeiger veröffentlicht werden würden. Genoſſe Stadt-
ha gen wies darauf hin, daß von 54 Städten, die nach der
Gewerbegerichtsnovelle, weil ſie über 20000 Einwohner haben,
Gewerbegerichte errichten ſollen, bis zum 1. Januar 1902 nur 6
ihrer Verpflichtung nachgekommen ſind. Der Staatsſekretär er-
klärte das für bedauerlich.

Auf die Klagen Stadthagens über die Beſchäftigung ruſſiſcher
Arbeiter in deutſchen Ziegeleien ging der Staatsſekretär nicht
ein. Unſer Genoſſe wies darauf hin, daß die Furcht vor der
Ausweiſung die Ruſſen beſonders gefügig dem Unternehmertum
gegenüber mache und forderte im Jntereſſe der deutſchen Ar-
beiter die Beſeitigung dieſer Ausnahmebeſtimmung.

Auf eine Anfrage des Abg. Baſſermann erklärte der
Staatsſekretär, daß der Geſetzentwurf über die kaufmänniſchen
Schiedsgerichte erſt nach Oſtern an den Reichstag gelangen
würde. Einſtimmig angenommen wurde eine Reſolution des
nationalliberalen Abg. Franken, der die freiwillige Feuer-
wehr unter die Unfallverſicherung ſtellen will.

Heute geht die Debatte weiter.

Preußiſcher Landtag.
Jm Abgeordnetenhauſe wurde geſtern die Beratung

des Kultusetats fortgeſetzt. Die Generaldebatte kam zwar
zu Ende, der Präſident von Kröcher ſcheint aber der Meinung
zu ſein, daß bei den einzelnen Titels die Redeflut von neuem
in erſchreckendem Maße hervorbrechen wird. Er warnte am
Schluſſe der Sitzung vor allzu langer Ausdehnung der Debatten
und ſagte, daß morgen das Kapitel Univerſitäten erledigt werden
müßte, widrigenfalls er genötigt ſein würde, Abendſitzungen ab
zuhalten, damit der für die Zeit nach Oſtern noch übrigbleibende
Etatsteil nicht allzu ſehr an Ausdehnung gewinnt.

Die Debatte ergab nichts weſentlich Neues. Der Abgeordnete
Freiherr von Heeremann war wohl der fünfte Zentrums
redner, welcher ſich über die Benachteiligung der katholiſchen
Krankenpflegerorden beſchwerte. Die Geduld des Kultusminiſters
ſcheint aber unerſchöpflich zu ſein; er erwiderte zum fünftenmal,
daß er die katholiſchen Ordensgeſellſchaften mit allem Wohl-
wollen, deſſen er fähig iſt, behandeln werde. Er verwies da-
bei die Ultramontanen auf das Gebiet privater Vereinsthätig-
keit und ſprach die ſeltſame Anſicht aus, daß auf dieſem Wege
eine Löſung der ſozialen Frage zu erwarten ſei. Die Geneſungs-
heime und Lungenheilſtätten, die in der Umgebung von Berlin
errichtet worden ſind, ſcheinen in ihm dieſe mehr als ſeltſame
Anſicht hervorgerufen zu haben. Von allen Sachverſtändigen
iſt doch aber betont worden, daß ohne Staatshilfe, und zwar.
ohne ganz energiſche Staatshilfe, nicht einmal der einen ver-
heerenden Krankheit, die Tuberkuloſe genannt wird, Herr zu
werden iſt.

Jn der Spezialberatung wurden zumeiſt nur interne An-
gelegenheiten der evangeliſchen Kirche, insbeſondere die Thätig-
keit der Konſiſtorien in den einzelnen Provinzen, die Rang und
Beſoldungsverhältniſſe der Pfarrer erörtert. Vom freiſinnigen
Abgeordneten Wedekamp wurde die Errichtung einer Profeſſur
ſür Biologie angeregt, ſchon damit die Prüfungskommiſſion für

Staatsſekretär v. Riqhthofen dieunt.
i Le

r da n der 2. Leſung zurück, die ſich enten der Naturwiſſenſchaften zweckmäßiger als bisher

er geht Dhaue meler

Ein neues Opfer
Der Parteigenoſſe Holſt aus Wismar erhält im Zuchthauſe

Geſellſchaft: an Sonnabend hat das Schwurgericht in Güſtrow
einen anderen Parteigenoſſen, den Arbeiter Harder
aus Kamin, des Meineides für ſchuldig befunden und zu
zwei Jahren Zuchthaus und drei Jahren Ehrverluſt ver
ürteilt. Genau ſo wie Holſt ſoll er den Meineid „aus
ozialdemokratiſchem Parteiintereſſe“ begangen

en.
Jn der Geſchichte der deutſchen Schwurgerichte wird dieſer

Prözeß ebenſo wie derjenige des Genoſſen Holſt unvergeſſen
bleiben. Holſt wurde verurteilt, weil Poliziſten beſchworen,
er in einem Tumult einen Ausruf hören müſſen, Harder,
weil ein in üblem Rufe ſtehender Händler und zwei oder drei
andere beſchworen haben, er habe einen Teller Klöße mit
Pflaumen eine Stunde ſpäter gegeſſen, als er ſelbſt es an
gegeben hatte.

Am 3. Februar v. J. kam der Abgeordnete für Roſtock,
Genoſſe Dr. Herzfeld, mit dem Redakteur Genoſſen Groth
von der Mecklenburgiſchen Volkszeitung nach Kamin, um eine
unentgeltiiche Sprechſtunde für Rechtſuchende abzuhalten und
ev. einen Rechtsſchutzverein zu begründen. Die Sprechſtunde
fand in dem Lokale des Wirtes Schwarck ſtatt. Dieſer erhielt
ſpäter ein Strafmandat, weil er entgegen dem Verbot während
der Kirchzeit Bier an Kaminer Einwohner verſchänkt haben
ſollte. Er legte Berufung ein. Jn der Verhandlung beſchwor
der als Zeuge geladene Harder, er habe an dem fraglichem
Tage zwar Bier bei Schwarck getrunken, aber erſt nach der
Kirchzeit. Er wiſſe das um ſo genauer, als er vor ſeinem
Gange zu Schwarck bei der Arbeiterfran Niemann einen Teller
Klöße mit Pflaumen gegeſſen; es müſſe die Mittagszeit alſo
ſchon vorüber geweſen ſein, ehe er zu Schwarck ging. Der
im Zuhörerraum anweſende Händler Wulf aus Kamin, der
dem Harder eines Geſchäftes wegen feind war, trat hervor
und bekundete, das ſei nicht war. Er ſei bei der Niemann
geweſen, als Harder hingekommen ſei, das ſei aber am 10 Uhr
geweſen. Wenn Harder Klöße gegeſſen habe, dann könne dies
erſt nach ſeiner Rückkunft von der Herzfeldſchen Sprechſtunde
geweſen ſein.

Dieſer Wulf reichte dann eine Denunziation wegen
Meineids gegen Harder ein, die zur Erhebung der Anklage
führte. Jn der Verhandlung ſtellten eine Reihe von Perſonen
dem Wulf das denkbar ſchlechteſte Zeugnis aus. Amts-
hauptmann von Blücher ſagte, der Leumund des Wulf ſei
nicht gerade „ein ſchlechter zu nennen immerhin iſt er ſchon
vorbeſtraft“/. Bürgermeiſter Krüger von Neubuckow deponierte:
„Wulf ſpielt ſich auf den Biedermann hinaus, ihm iſt aber
nicht zu trauen.“ Aus eigener Erfahrung weiß der Zeuge,
daß ihm Wulf einmal eine ſchmutzige Sache zur Rechts-
vertretung angeboten, die er aber abgelehnt habe. Der Amts
richter Martens hat einmal zum Zeugen nach einem Gerichts-
termin, in dem Wulf als Zeuge fungiert hat, über dieſen ge-
ſagt: „Wulf ſei ein Heuchler“, und wenn er auch gerade
dieſes harte Urteil ſich nicht zu eigen mache, ſo müſſe er,
Zeuge, doch ſagen, daß Wulf eine „zweideutige Natur
ſei. Zeuge Paſtor Köhn aus Alt-Karin äußert ſich: „Wulff
hat mich oft aufgeſucht und hat dabei allzu offenſicht-
lich eine angenommene Biederkeit zur Schan ge-
tragen, unter der er ſeine Heuchelei zu verdecken ſucht;
obgleich ich nicht behaupten will, daß alles an ihm Heuchelei iſt.
Das harte Urteil über ihn in der ganzen Gegend kann ich nicht
kontrollieren, es ift deswegen mein Urteil über ihn nicht ab-
geſchloſſen.“ Der Lehrer aus Kamin bekundete: „Wulf iſt bei
Leuten, die etwas auf ſich geben, nicht angeſehen und nicht be
liebt.“ Auch wiſſe er aus eigener Erfahrung, daß auf die Wahr
haftigkeit des Wulf gar nichts zu geben ſei. Wulf habe
ihm in einem Strafprozeß für eine beſtimmte Thatſache, die W.
ihm erſt mitgeteilt habe, ſein Zeugnis angeboten als er dann
den Wulf als Zeuge laden ließ, habe W. genau das Gegen-
teil von dem beſchworen, was er ihm vorher als
wahre Thatſache erzählt gehabt habe! Er halte ſeit
dem den Wulf für durchaus unzuverläſſig, und den
gleichen Ruf genieße W. auch ſonſt im Dorfe.

Die Arbeiterfrau Niemann, bei der Harder die Klöße ge
geſſen, bezeugte zwar, das ſei erſt geſchehen, nachdem Harder
ein zweites Mal in ihre Wohnung gekommen ſei, mindeſtens
ein Dutzend Zeugen ſagten aber aus, daß Frau Niemann ihnen
kurz nach dem Vorfall geſagt habe, Harder habe die Klöße bei
ſeinem erſten Kommen gegeſſen. Harder ſelbſt, der Vater von
acht Kindern iſt, beteuerte ſeine Unſchuld. Er ſei zwar zwei-
mal bei der Niemann geweſen, die Klöße habe er aber beim
erſten Male gegeſſen. Eine ganze Anzahl Teilnehmer an der
Sprechſtunde bekundeten, daß ſie Harder erſt gegen 12 Uhr im
Schwarckſchen Lokale geſehen hätten.
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Der Staatsanwalt hielt die Anklage aufrecht. Die Vor
apag m ſchon ſehr lange zurück. Es möglich
aß die Belaſtungszeugen ſich irrten, wenn es um irgend

einen gleichgiltigen Tag handelte. Hier handle es ſich aber
um einen Tag, der im Leben eine beſondere Rolle ſpielt. „Die
große Bewegung des Tages ſchlug ihre Wellen bis in
das kleine und ſonſt ſo ſtille Dorf. Die Anweſenheit des
Reichstagsabgeordneten war ein Ereignis für Kamin, der ſtarke
Zulauf aus dem Dorf und der t beweiſt dies. Was
an dieſem Tage geſchah, hat ſich den Beteiligten ganz beſonders
eingeprägt, ſo war es bei den 4 Belaſtungszeugen und ſo wird
es auch bei Harder der Fall geweſen ſein.“ Harder habe be
wußt die falſche Ausſage gemacht zu gunſten des Gaſtwirts
Schwarck. Der Verteidiger, R.-A. Schlichting, unterzog die
Ausſagen der Belaſtungszeugen einer vernichtenden Kritik undplaidierte warm für Freiſorechang,

Die Geſchworenen berieten eine Viertelſtunde. Darauf ver
kündete ihr Obmann, daß das Schuldig mit mehr als
7 Stimmen geſprochen worden ſei. Jhrem Berufe nach waren
die Geſchworenen: ſieben Gutsbeſitzer reſp. Pächter, ein Fabrik
beſitzer, ein Hauptmann a. D., ein Profeſſor, ein Förſter und
ein Poſtmeiſter.

Es erübrigt ſich, eine Kritik an den Prozeß zu knüpfen die
trockene Wiedergabe der Verhandlung ſpricht eine nur zu
deutliche Sprache.

Ein neues Opfer liegt am Boden! Aber die Sozialdemo-
r ſchreitet nur immer ſchneller vorwärts, auch in Mecklen
urg!

Der Prenßzenprinz hat ſich heute in Newyork auf den
Schnelldampfer Deutſchland eingeſchifft und dampft der Heimat
zu. Am Sonnabend beſuchte er das Stiftungsfeſt der Deutſchen
Geſellſchaft, wo auch Karl Schurz eine Anſprache hielt, die
außerordentlich kennzeichnend iſt für die Wandlung, die in der
Geſinnung dieſes Mannes, der einſt vor der preußiſchen Reaktion
flüchten mußte, vor ſich gegangen iſt. Schurz ſagte:

„Alle Preßhetzereien, welche darauf gerichtet ſeien, die
deutſch- amerikaniſche Freundſchaft zu zerſtören, ſeien nur kraft
loſe Giftmiſcherei und knabenhaftes Geſchwätz ge
weſen. Ein Friedensbruch wäre ein Verbrechen, doch ſei ein
ſolches Verbrechen ſchlechtweg unmöglich. Des Kaiſers herz-
gewinnender Freundſchaftsbote ſei mit einem
elementaren Ausbruch von Wärme begrüßt worden, daß alle
Welt ſich von der Aufrichtigkeit überzeugen mußte. Der Erfolg

eine Freude für jeden Freund der Menſchheit. Der Redner
prach alsdann die Bitte ous, der Prinz möge in Deutſchland
erzählen, wie hoch die n des Kaiſers, des Ur-
hebers dieſes Freundſchafts- und Sie dreutd wegt
hier geſchätzt werde. Die deutſch- amerikaniſche Freundſchaft
verjünge die große Garantie des Weltfriedens.“

Eben, wo Prinz Heinrich abgefahren iſt, treffen die erſten
brieflichen Berichte über den Empfang in Deutſchland ein.
Danach iſt der Begrüßungstaumel zu einem großen TeileMache der Scherl- und Moſſekulis geweſen. Der Korreſpondent

der Voſſ. Ztg. ſchreibt, es laſſe ſich nicht leugnen, daß ſeitens
des Publikums mehr und intenſivere Kundgebungen erwartet
worden waren. BHisweilen fühle man, „daß ein gewiſſer Alb
auf den Leuten laſtete, daß eine undefinierbare und uner-
klärliche Stimmung ſie beherrſchte, als fürchteten ſie, daß der
Beſuch des Prinzen vielleicht zu einer Abmachung führen könnte,
welche das Land direkt oder indirekt zu Verwickelungen
führen könnte, die die Vereinigten Staaten nach der einen oder
der anderen Richtung hin engagieren würden. Auch ſonſt enthaltendie Berichte manche intereſſenteßingelheiten DerſelbeKorreſpondent

ſchreibt, daß der Mayor von Baltimoreauffallenderweiſe in ſeiner
Anſprache an den Prinzen Heinrich des deutſchen Kaiſers,
als deſſen Vertreter der Prinz doch nach Amerika gekommen,
gar nicht erwähnte; hingegen ſagte er, daß die Bürger von
Baltimore ſtets die höchſte Ehrfurcht vor dem berühmten
Vater des Prinzen und vor der Mutter des Prinzen
gehabt hätten, die alle Eigenſchaften in ſich vereinte, die eine
edle Frau kennzeichneten. Der Korreſpondent bemerkt, daß ſich
eine gewiſſe Tendenz bemerkbar ma-he, den Umſtand, daß
der Prinz der Bruder des Kaiſers ſei, mit Still-
ſchweigen zu übergehen. Dies mache ſich auch in der
amerikaniſchen Preſſe ſehr nachdrücklich bemerkbar, ſo freundlich
und liebenswürdig auch der Prinz drüben behandelt wird.

25 Jahre Thätigkeit Erfolg 0! Die Berliner Stadt
miſſion, mit der Stöcker einſt die Sozialdemokratie durch
praktiſche Liebesarbeit und demagogiſche Zettelungen vernichten
wollte, hat am Sonntag das 25 jährige Beſtehen gefeiert.
Stöcker hat ein Telegramm Wilhelm II. erhalten und iſt außer
dem wie ſchon gemeldet, zum Ehrendoktor ernannt worden.
Ob ihn das tröſten wird über den jämmerlichen Mißerfolg
ſeiner 25jährigen Arbeit

Ueber die angebliche Duellrede Wilhelm II. wird das
Potsdamer Landgericht morgen verhandeln. Der Regierungs
aſſeſſor, der der Potsdamer Zeitung die Mitteilung von der
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n keeSliebenswürdigen buckeligen Roſine weiter bemühen, auch ſich

wohl hüten, das ſehr gekräntte ſeckelmeiſteriſche Haus jemals
wieder zu betreten, wenn er nicht Gefahr laufen wollte, ſehr
unfanft aus einem von deſſen Fenſtern zu fahreo n.

Was nun die Hand der ſchönen Roſine betraf, tröſtete ſich
Hans gar bald auch die angedrohte Fahrt aus dem Fenſter
ſchien keinen beſonderen Eindruck auf ihn zu machen, da er den
erſten Verſuch ziemlich gefahrlos gemacht hatte doch war
ihm die Ungnade des Seckelmeiſters darum nicht minder un
gelegen, denn dieſer Mann hatte bedeutenden Einfluß auf den
Rat der Stadt und Republik, welchen er auch mit allem Recht
verdiente, weil er bei aller Geiſtesarmut einer der reichſten

Leute des Ortes war. JDer Vetter gab indeſſen gar nicht undeutlich zu verſtehen,
daß Herr Piphan vielleicht die Nachläſſigkeit ſeines Eidams
kaum ſo ungnädig empfunden haben würde, hätte nicht der
pfiffige Stadtſchreiber Mucker mit ſeinen gottlofen Anmerkungen
den Zorn des Seckelmeiſters tapfer angeblaſen.

Herr Mucker ſchien nämlich ſelbſt auf den Beſitz Roſinens
und ihrer Schätze gerechnet zu haben er war ohnedies Dampfs
beſter Freund nicht, weil dieſer ihm einſt, als er ſich um die
Stadtſchreiberſtelle bewarb und bei dem hochpreislichen Magi-
ſtrat ſeinen bittweiſen Rundbeſuch machte, das Geſicht unter
dem Vorwande, es von angefſpritzten Tintenflecken zu ſäubern,
mit Kienruß gar erſchrecklich eingerieben hatte. Mucker war
nicht der Mann, welcher ſolchen Pagenftreich ſo leicht vergeſſen
konnte, wären auch zwanzig Jahre darüber vergangen geweſen.
Er pflegte wenig Worte zu machen, hatte es aber, wie man in
Lalenburg zu ſagen pflegt, immer dick hinter den Ohren: ſah
keinem in die Augen, wenn er ſprach; aber lächelte immer gar
verbindlich, wenn er ſprechen mußte, und ſogar, wenn er in der
Kirche hinter dem vorgehaltenen Hute betete; war dabei auf
ſeine angenehme, hagere Geſtalt ein wenig eitel und behauptete
mit großer Selbſtgenügſamkeit, daß kein Schriftſteller in Europa
eine ſo zierliche Hand ſchreibe als er

Hans Dampf erfuhr noch gleichen Tages nicht nur die merk-
würdigen Folgen ſeiner geſtrigen Jnvaſion in Pretzels Geſchirr,
ſondern gauch, daß der Stadtſchreiber Mucker vermute, kein
anderer als Hans Dampf könne der Stifter des Unheils ge-

weſen ſein. 8MNuger hatte, als er vom unftmeiſter, ſeinem Nach
bar, die Geſ erfahren, ſo in eigener Perfon den

II JZ

Schauplatz der Handlung in Augenſchein genommen und die
erſten Scherbenſpuren vor der Hausthür des Staatsbanumeiſters,
ſowie einen Perlmutterknopf vom Kleide desſelben daneben
gefunden. Dies und Hans Dampfs Nichterſcheinen zur
ſteggems ſchien miteinander in genaueſter Verbindung zu
tehen.

Es ging auch die Rede, daß der Stadtſchreiber vor dem Rate
förmlich Anklage gegen Hans Dampf, ſowohl wegen dieſes
Vorfalls, als Störung des öffentlichen Landfriedens, als auch

der nicht zur Feuersbrunſt geſandten Spritzen erheben
werde.

Der Staatsbanumeiſter aber, jederzeit unerſchrocken, nahm
dieſe Drohung ſehr leicht auf, und obgleich Seckelmeiſter Piphan,
Zunftmeiſter Pretzel, der auf reichlichen Erſatz ſeines Schadens
Anſpruch machte, die ganze Sippſchaft des Pfarrers, der das
Unglück bei der Kaffeeviſite in allen Häufern verkündigt hatte,
und mancher andere um ähnlicher Beſchwerden willen die Partei
des Stadtſchreibers vermehrte, verließ ſich Hans Dampf doch
auf ſein Glück, wie ein Cäſar, und auf ſeine Beredſamkeit, wie
ein Cicero.

Unterdeſſen zettelte er ſelbſt in der Eile eine Verſchwörung,
wo nicht gegen den Stadtſchreiber, doch gegen deſſen langen
Haarzopf an, auf welchen ſich, als den allerlängſten in Lalen-
burg, Herr Mucker nicht wenig zu gut that, während doch laut
alten Gebrauchs der Stadtſchreiber ſo gut wie ein Bürger-
meiſter verpflichtet war, von Amts wegen eine Vockenperücke auf
ſeinein Haupte zu tragen.

Schon vielen rechtſchaffenen Bürgern war dieſer Haarzopf
ein Stein des Anſtoßes geweſen, und einige patriotiſch denkende
Metzger hatten ſchon einmal geſchworen, ihm denſelben vom
Kopfe wegzuhauen.

Das Gerücht dieſer Verſchwörung verbreitete ſich ſchnell
durch die Stadt, denn was auch in Lalenburg und ſelbſt im
geheimen Rat der Republik geſchah, vflegte jedesmal ſogleich
im größten Vertrauen von Mund zu Ohr, von Ohr zu Mund
zu gehen, bis alle Einwohner beiderlei Geſchlechts in das Ge
heimnis eingeweiht waren. Das neugierige und r
Völlchen befand ſich dabei recht wohl und erſparte viel Ge
für Zeitungeu.

Beide Parteien rüſteten ſich alſo und warben mit großem
Eifer für den kommenden Ratstag.

Dergleichen ward alle Wochen nur einmal gehalten. Ging

die Regierung nach beendigter Sitzung auseinander, ſo regier t
ſich die beſte der Republiken ohne alle Mühe von ſelbſt, denn
der eine Bürgermeiſter verkaufte in den Abggen Wochentagen
Kaffee und Gewürz, der andere fabrizierte Band, der Seckel
meiſter ſchenkte Wein aus, ein Ratsherr machte Wurſt, ein
anderer Brot u. ſ. w. Genug, jeder war befliſſen und ſich be
wußt, die materiellen 3 des Stnates auf dieſe Weiſe
beſſer als durch Schreiberei in Kanzleien und Schreierei im
Ratsſaal zu befördern.

6.

Jn allen Gaſſen.
Der große Tag erſchien, da die gefährliche Lage der Republik

verhandelt werden ſollte.
Begebenheiten, wie die der vergangenen Woche, waren ſeit

undenklichen Zeiten nicht geſchehy n. w
Hans Dampf war inzwiſchen nicht müßig geweſen. Er hatte

allen Schönen in der Stadt den Hof gemacht, allen n
er habe nur ihretwillen des Speckelmeiſters buckelige Tochter auf
eopfert. Die dankbaren Scönen hatten dafür ihre Mütter,
ie Mütter ihre Eheherren, ind dieſe irg im Rate befindlichen

Freunde gegen den ungebührlichen Zopf des Stadtſchreibers in
Harniſch gebracht. Jedermymn erwartete mit Furcht und Zittern
den Ausgang der Dinge.

Sobald die Ratsglocke Iläutete, waren alle Lalenburger und
Lalenburgerinnen im Geſſte auf dem Rathauſe, wenn ſie nicht
Berufs wegen dort ſein konnten.

(Fortſetzung folgt.)

Aphorismen.
Von Marie Ebner-Eſchenbach.

Nicht, was wir erleben, ſondern wie wir empfinden, was wirerleben, macht uger Schlckſal aus.

v der früheren Jahrhunderte iſt das tägliche
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Rede machte, heißt Rödenbeck und iſt ein Sohn des verſtorbenen
Konſiſtoriälratspräſidenten Rödenbeck aus

Bei der Reichstagserſatzwahl in Sonderburg-Haders-
leben, die am Sonnabend ſtattfand, wurde der Däne Jeſſen
gewählt. Nach den vorläufigen Feſtſtellungen erhielt er 9963,
der Paſtor JacobſenScherrebeck (Deutſcher) 4540, Schneider
meiſter Mahlke (Soziald.) 480 Stimmen. Nur das Ergebnis
von der Jnſel Aaroe ſteht noch aus.

Zu der Privatbeleidigungsklage des Stadtverordneten
Leopold Jacobi in Berlin gegen den Schriftſteller Georg
Bernhard hat bekanntlich ein Artikel in der Welt am Montag
Veranlaſſung gegeben. Er trug die Ueberſchrift: Gemeinde
ſumpf, und erinnerte an Gerüchte, die über einen Stadtverord-
neten im Schwange geweſen ſeien. Der Name des Stadtver-
ordneten war zunächſt nicht genannt, die Perſönlichkeit war
aber ſo deutlich gekennzeichnet, daß jeder den Stadtv. Jacobi
erkennen mußte. Als ſeiner K umlaufendes Gerücht wurde
u. a. mitgeteilt, daß er einen Betrug durch Geld wieder un
geſchehen gemacht habe und daß bei dieſem Sündenbegräb-
nis zwei Rechtsanwälte, die Namen von gutem Klang tragen,
thätig geweſen ſeien. Das Gerücht habe ihn ferner mit Wuche-
rern in Verbindung gebracht und behauptet, in einem Spezial-
fall ſeien einem kleinen Schneidermeiſter Wechſelabſchnitte über
mehrere Tauſend Mark diskontiert worden gegen Hereingabe
minderwertiger Ware. Dieſer Mann übe durch ſein Geld und
ſeine Verwandtſcha t in der Stadtverwaltung hinter den
Kouliſſen einen ganz bedeutenden Einfluß aus, er ver-ſchaffe dem kapitaliſtchen Einfluß im Stadtparlament Geltung;

er habe am ſchärfſten die Verſtadtlichung der Berliner Elektri-
zitätswerke bekämpft und die Stange der Berliner Straßenbahn
ehalten, dann aber infolge ganz eigentümlicher verwandt-fhaftlicher Verhältniſſe ſich veranlaßt geſehen, plötzlich

für die Verſtadtlichung der Siemens u. Halske-Bahn aufs
wärmſte einzutreten. ies der ungefähre Jnhalt des Artikels,
der den Stadtv. Jacobi zur Erhebung der Privatklage ver
anlaßt hat, nachdem der Staatsanwalt den Antrag, öffentliche
Klage zu erheben, abgelehnt hatte. Dem neben dem Ver-
faſſer mitangeklagten Kaufmann Lewinski wird zur Laſt ge-
legt, daß er mit dem Artikel, der, wie geſagt, keinen Namen
enthielt, bei der Kundſchaft des Privatklägers umhergelaufen
ſei, ihn gezeigt und überall betont habe, daß zweifellos Herr
Jacobi gemeint ſei.

Zur Verhandlung waren über 50 Zeugen geladen, darunter
Oberbürgermeiſter Kirſchner, Stadtbaurat Krauſe, Singer,
Langerhans und eine Anzahl anderer Stadtverordneter.

Zunächſt wird über die Behauptung des Angeklagten Bern-
hard verhandelt, daß Herr Jacobi bei einem Geſchäftsverkauf
an einen Jaxt und in den Abrechnungen mit einem
Filialiſten ſeines Geſchäfts un ehrlich verfahren ſei. Zu dem
Falle Jaxt wird Juſtizrat Träger vernommen, der ſ. Z. den
Vertrag über den Geſchäftsverkauf abgeſchloſſen hat. Der
Zeuge Jarxt iſt nicht zur Stelle, Juſtizrat Träger kann nur
über die äußeren Vorgänge, die bei Abſchluß des Vertrages
obgewaltet haben, Bekundungen machen. Es wurde von dem An-
geklagten in dem Artikel behauptet, daß in dem Falle Jaxt
der Privatkläger den Zeugen um es kurz ausdrücken
übers Ohr gehauen habe. Von dem Angeklagten war dann
außer dem Falle Jaxt noch ein Fall Levy herangezogen
worden, in welchem der Privatkläger zwei Gebr. Levy, die eine
ſeiner Geſchäftsfilialen in der Großen Frankfurterſtraße inne
hatten unredlich behandelt haben ſoll. Der eine Verteidiger
Bernhards, Rechtsanwalt Heine hebt als befremdlich hervor,

einer dieſer beiden Levy krank geworden und der andere
plötzlich abgereiſt ſei. Zum Levyſchen Falle wird der R.A.
Rud. Hahn, der eine Zivilklage der Gebr. Levy
gegen Herrn Leop. Jacobi eingeleitet hatte, vernommen. Er
erklärt, daß er auf eine direkte Anfrage bei den Gebr. Levy
von dieſen nicht von ſeiner Pflicht der Amtsverſchwiegenheit
entbunden worden ſei. Zeuge R.A. Hahn macht daher nur
die Mitteilungen thatſächlicher Natur, auf welche ſich die Amts
verſchwiegenheit nicht bezieht. Danach hat Bernhard Levy am
15. Auguſt 1897 gegen Herrn Jacobi geklagt, weil er Anſpruch
auf Entſchädigung an denſelben zu haben glaubte und von
ihm durch Tänuſchung geſchädigt ſein wollte. Er hatte be-
hauptet, daß nach dem mit Jacobi geſchloſſenen Vertrage dieſer
ihm aus ſeinem Hauptgeſchäft die für die Filiale beſtimmte
Ware zu den Preiſen der Originalfakturen unter beſtimmt
feſtgeſtellten Zuſchlägen zu liefern hatte. Hinter dem Rücken
des Filialiſten habe nun Herr Jacobi es verſtanden, die Fa-
brikanten zu 'bewegen, für dieſe Filialwaren höhere Preiſe in
den Originalfakturen zu berechnen, als er ſelbſt thatſächlich den
Fabrikanten zu zahlen habe und ſo habe ſich Herr ove in
den 11 Jahren des Filialvertrags um Hunderttauſende auf
Koſten des Filialiſten bereichert. Ohne ſein Vorwiſſen ſei dann
zwiſchen Levy und Jacobi ein Vergleich zu ſtande gekommen.Bernhards Verteidi er beantragten Vertagung und perſönliche

Vorladung der beiden Levy und des Jarxt, ſowie Vorlegung
der Prozeßakten. Das Gericht beſchloß demgemäß. Die Sache
ſcheint für Jacobi ſehr faul zu ſtehen, denn ſeine Verteidiger
wandten ſich gegen die Vertagung, weil der Privatkläger keine
Luſt habe, alles Mögliche in die Verhandlung mit hineinziehenzu ar

Zur BVeſeitigung des fliegenden Gerichtsſtandes der
Preſſe hat der Reichskanzler nach der Nordd. Allg. Ztg. dem
Bundesrat den Entwurf eines Geſetzes betreffend die
Abänderung des 8 7 der e vorgelegt. Preß-
vergehen ſollen danach bei Erzeugniſſen der periodiſchenPreſe dort, wo die Druckſchrift erſcheint, verfolgt
werden, nur im Wege der Privatklage ſoll die Verfol-
gung auch am Wohnorte des Verletzten, doch nicht an
dritten Orten geſchehen können. Der fliegende Gerichtsſtand
der Preſſe, ſo meint die Nordd. Allg. Ztg., dürfte im weſent
lichen als beſeitigt gelten. Jm weſentlichen nicht! Denn bei
Anwendung des ſliegenden Gerichtsſtandes bildeten die Privat
klagen das weitaus größte Kontingent.

Wieder zwei polniſche Blätter verboten. Der Reichs
anzeiger veröffentlicht eine Verordnung des Bundesrates, wo
nach der in Krakau erſcheinende Czas, ſowie der in Lember
erſcheinende Dziennik Polski auf die Dauer von zwei
Jahren für Deutſchland verboten ſind.

Die Polizei in Kiel handelt ſtreng nach dem Geſetze. Sie
hat am Sonnabend auch aus einer Verſammlung des Bundes
der Landwirte die Hinausweiſung der Frauen gefordert
und durchgeſetzt.

Ausland.
Frankreich. Die Wahlbewegung hat ſchon zu Zu

ſammenſtößen zwiſchen den Parteien geführt. Jn Caen ſind
ſich Nationgliſten und Republikaner in die Haare geraten. Der
ehemalige Kriegsminiſter Mereier hatte dort in einer Verſamm-
lung geſprochen

B Auf das Stimmrecht der Frauen habenlgien.velde verlanht die Sozialiſten verzichtet, um die Liberalen

z einer Stellungnahme für das allgemeine Wahlrecht zu be
timmen. Die Forderungen der Frauen ſollen aber trotzdem

nicht ganz außer acht gelaſſen werden. Genoſſe Vandervelde
hat beantragt, eine außerparlamentariſche Kommiſſion einzu-
ſetzen, die den Auftrag haben ſoll die Beſchwerden und For-
derungen der r an die Geſetzgebung zu unterſuchen und
diesbezügliche Vorſchläge zu machen.

Jtalien. Die Kammer iſt am Montag eröffnet worden.
Präſidenten wurde Biancheri gewählt. Der Sozialiſt

oſta erhielt 24 Stimmen. Die Stellungnahme der Sozialiſten
iſt vorläufig noch nicht bekannt. Es iſt aber ſchwerlich anzu-
nehmen, daß ſie das neugeflickte Miniſterium Zanardelli weiter
unterſtützen werden, nachdem dasſelbe ſich ſo arbeiterfeindlich
gezeigt hat.

Maſſenpetitionen gegen den Eheſcheidungs-
Geſetzentwurf ſind von den Klerikalen veranſtaltet worden.
Die Schwarzröcke fürchten von dieſem fortſchrittlichen Geſetze
einen Abbruch ihrer Macht und beeinfluſſen beſonders ſtark die
Frauen, die zum größten Teil in Italien noch unter der Herr
ſchaft der Prieſter ſtehen. Es ſollen nicht weniger als 2/2 Mill.
Unterſchriften gegen das Geſetz geſammelt worden ſein.

Türkei. Der kranke Mann am Bosporus, bekannt-
lich ein intimer Freund Wilhelm II., macht mit ſeinem Ver
folgungswahnſinn ſeinen gläubigen Unterthanen das Leben
recht ſchwer. Maſſenverhaftungen von Offizieren und Beamten,
ſowie von Verwandten des Sultans ſind etwas Alltägliches.
Die Straßen Konſtantinopels werden von zahlreichen Patrouillen
durchzogen. Eine dichte Kette von Truppen lagert Tag und
Nacht um den Palaſt des Sultans. Die Fremden und Ver-
nügungsreiſenden, die nach Konſtantinopel kommen, werden
treng bewacht und von Szcearen verfolgt. Jm Volke iſt manſehr erbittert, und ein gewaltſamer Ausbruch des Volks-

unwillens iſt nicht unmöglich. Zu alledem kommt, daß die
Kaſſen des Staates eine chroniſche Leere autfweiſen.

England. Jn Jrland gärt es gewaltig. Die Vereinigte
iriſche Liga geht den Gutspächtern arg zu Leibe, indem ſie die-
ſelben boykottiert und auf jede Weiſe ſchädigt. Eine Anzahl
Farmen ſtehen ſchon leer, bei anderen müſſen die Familien der
Pächter durch Polizei-Patrouillen geſchützt werden. Daß die
Engländer die Lage für ſehr ernſt anſehen, geht aus der Nach-
richt hervor, daß ein Bataillon Jnfanterie, deſſen Mannſchaften
ſich zum größten Teil als Freiwillige nach Südafrika gemeldet
hatten, nicht dorthin dirigiert wird, ſondern Befehl erhalten
hat, nach Jrland abzugehen.

China. Ein Konflikt mit Rußland hat ſich in den
letzten Tagen entwickelt. Zur Verfolgung der Räuberbanden,
deren Auftreten im Nordoſten Chinas geſtern mitgeteilt wurde,
iſt von den Chineſen ein Truppenaufgebot unter dem General
Mayuyun abgeſandt worden. Dieſen Truppen, 10000 Mann
ſtark, iſt eine Abteilung von 500 ruſſiſchen Soldaten entgegen
getreten und verwehrt den Chineſen den Vormarſch, weil der
Diſtrikt von den Ruſſen als zu ihrem Schutzgebiet gehörig be-
trachtet wird.

Ueber die Verteilung der Februarrate der
Kriegsentſchädigung können ſich die Mächte nicht einigen.
China hat das Geld pünktlich den Banken in Shanghai an-
gewieſen, dieſe haben es aber nicht angenommen. Die Un-
einigkeit der Mächte wird die Chineſen, die bisher guten Willen
bei der Bezahlung t haben, bald auf den Gedanken brin-r g. mit der arg der Kriegsentſchädigung nicht
o eilig iſt.

Der Krieg in Südafrika.
Großer Sieg der Vuren!

Geſtern nachmittag verlas der engliſche Kriegs-
miniſter im Unterhauſe eine Depeſche Kitcheners,
wonach der bekannte General Lord Methuen vom
Burenführer Delarey angegriffen wurde. Methuen
wurde am Schenkel verwundet und gefangen genommen.
41 Engländer wurden getötet, 77 verwundet, 201 werden
vermißzt.

Nach neueren Nachrichten ſollen die Engländer im Kampfe
mit Delarey einen Verluſt von 3 Offizieren 30 Mann tot,
5 Offizieren 72 Mann verwundet, 1 Offizier 300 Mann ge-
fangen, erlitten haben. Außerdem ſollen 4 Kanonen in die
Hände der Buren gefallen ſein.

Lord Methuen, ein in den Londoner Salons eine Rolle
ſpielender Held, hat auf dem ſüdafrikaniſchen Kriegsſchauplatze
ſich nicht beſonders heldenhaft gezeigt. Die Niederlagen vom
Modderriver und bei Mayersfontain am Anfange des Krieges
kommen ſchon auf ſein Konto. Auch ſtand die Kolonne, welche
kürzlich bei Klerksdorp gefangen genommen wurde, unter ſeinem
Oberbefehl.

Dieſe Niederlage der Engländer zeigt wieder einmal, wie
wenig Glauben die Behauptungen der engliſchen Staatsmänner
vom baldigen Ende des Krieges verdienen. Jn London war
die Erregung in der Bevölkerung beim Bekanntwerden der
Nachricht äußerſt groß. Die ſüdafrikaniſche Kriegführung wurde
einer nicht gerade ſchmeichelhaften Kritik unterzogen. Die
Burenführer Delarey und de Wet ſtehen auf jeden Fall turm-
hoch über den im militäriſchen Drill groß gewordenen Berufs
Generalen der Engländer.

Aus Kapſtadt wird gemeldet: Hier fand eine Verſamm-
lung von 400 Deutſchen ſtatt, die einberufen war, um gegen
die Verleumdungskampagne in Deutſchland gegen die eng-
liſche Armee zu proteſtieren. Als es jedoch zur Abſtimmung
einer entſprechenden Tagesordnung kam, wurde dieſe mit 300
Stimmen gegen 100 abgelehnt. Jn der Minderzahl blieben
die reichen Mitglieder der deutſchen Kolonie, während die
Kleinbürger und Arbeiter den Proteſt ablehnten.

Zum Zollkrieg.
Einen neuen Vorſtoß haben die Zollwuchererer unter

nommen. Jm preußiſchen Dreiklaſſenparlament haben ſie in
aller Stille eine Kundgebung vorbereitet, mit der ſie jetzt an
die Oeffentlichkeit treten. Unterzeichnet in erſter Reihe von
den Abg. Limburg-Stirum, von Heydebrand,
Dr. Porſch und Herold iſt im Landtage der folgende
Antrag eingereicht worden

„Die Staatsregierung wird aufgefordert im Bundesrate
dafür einzutreten, daß den von der Mehrheit derReichstags-Zolltarif- Kommiſſion aus ge-
drückten Wünſchen auf errang e landwirtſchaftlichen Zollſchutzes über die Zolltarif
vorlage hinaus entſprochen werde.“

Der Antrag iſt von ſämtlichen Mitgliedern der konſervativen
Partei mit Ausnahme des Abg. Frhrn. von Wangenheim
und „bis jetzt von der weitaus überwiegenden Mehrzahl der
Mitglieder des Zentrums mitunterzeichnet. Die Frei-
konſervativen haben ihre Unterſchrift bisher verſagt. Die
Fraktion der Freikonſervativen wollte geſtern über die Unter
zeichnung Beſchluß faſſen. Die Nationalliberalen beteiligen

ch an dieſer Aktion nicht.

Zu den Gemeinderatswahlen.
Nietleben. Am Sonntag fand im Maulſchen Lokale eine

öffentliche Gemeindewähler- Verſammlung ſtatt mit der Tages-
ordnung: 1. Bericht der Gemeindevertreter der dritten Abteilung,
2. Aufgaben eines Gemeindevertreters, 3. Wahl eines Kan-
didaten, 4. Verſchiedenes. Genoſſe Röder als Referent über
den 1. Punkt entledigt ſich ſeiner Aufgabe in treffender Weiſe.
Er führt der Verſammlung die groben Vernachläſſigungen des
vor zwei Jahren durch Selbſtmord geendigten und vielgeprieſenen
Gemeindevorſtehers Kötzſchan vor Augen und ermahnt, nur
Leute in die Gemeindevertretung zu wählen, die unabhängig
und charakterfeſt ſind.

Redner verbreitet ſich noch in längeren Ausführungen über
die Jntereſſenwirtſchaft der beiden erſten Klaſſen und die ver-
ſchiedenen Privilegien, die hier beſtehen, und ſprach ſich für das
Zuſtandekommen eines Ortsſtatuts aus. Seine Ausführungen
ſchloß er mit der Bitte, einen Mann zu wählen, der ſich mit
dem ſozialdemokratiſchen Programm einverſtanden erklärt.

Nachdem noch Genoſſe Ziegler im Sinne der Röderſchen
Ausführungen geſprochen hatte, wurde folgende Reſolution ein-
ſtimmig angenommen

Die Wählerverſammlung der dritten Klaſſe erklärt ſich nach
Anhörung ſeines Berichts mit der Thätigkeit des Gemeinde
Vertreters Röder voll und ganz einverſtanden und verſpricht
mit allen Kräften dafür zu wirken, daß auch diesmal ein
wirklicher Vertreter der dritten Klaſſe gewählt wird, der
d demſelben Standunkte ſteht wie der Gemeindevertreter

öder.
Hierauf teilt der Vorſitzende der Verſammlung mit, daß be-

reits im GeneralAnzeiger ein Kandidat für die dritte Abteilung
vorgeſchlagen worden ſei und zwar der Zimmermann Albert
Dittmar, von wem, iſt ihm nicht bekannt.

Der Vorſitzende ſchlägt nunmehr den Zimmermann' Wilhelm
Ziegler vor. Derſelbe wird einſtimmig als Kandidat nominiert.
Er erklärt, ſtets für das ſozialdemokratiſche Programm eintreten
zu wollen.

Die Genoſſen Röder und Jänicke führen noch verſchiedene
Gründe an, die es unmöglich machen Albert Dittmar als
Kandidat aufzuſtellen. Hierzu erklärt dieſer, daß er nicht wiſſe,
wer ihn aufgeſtellt habe und daß er überhaupt auf die Wahl
verzichte.

Der Vorſitzende feuert die Verſammlung nochmals zur regen
Agitation an und ſchließt die Verſammlung mit der Bitte,
morgen, als am 12. März er., im Mennickeſchen Lokale nach
mittags 3 Uhr zu erſcheinen.

Lettin.
den 12. März, abends S Uhr im Lokale der Frau Höſchel
ſtatt. Da die Genoſſen wiſſen, daß der Vertreter der dritten
Klaſſe, der dieſes Jahr ausſcheidet, unſere Jntereſſen vertreten
hat, müſſen wir ihn wieder wählen. Man nehme es nicht
gleichgiltig auf und denke, wir kommen doch durch, es könnte
möglich ſein, daß wir Gegner haben. Darum Genoſſen, da
es uns ſo günſtig geboten wird, abends 8 Uhr zu wählen, ſo
müſſen wir mit aller Beſtimmheit dem vengigr Vertreter
zum Siege verhelfen. Der Vertrauensmann: 0. H.

Theifzen. Als Kandidaten für die dritte Abteilung hat der
Sozialdemokratiſche Verein den Gen. Edmund Gröſchel auf-
geſtellt. Die Wahl findet am Freitag, den 14. März, abends
7 Uhr in der Goldenen Krone ſtatt. Agitiere jeder Genoſſe
für die Wahl des Genoſſen Gröſchel.

Berſammklungsberichte.
Brauer.

Eine öffentliche Verſammlung aller in den Brauereien be-
ſchäftigten Perſonen tagte am I. d. M. im Weißen Roß. Der
Beſuch ließ viel zu wünſchen übrig. Der Hauptvorſitzende
Kollege Bauer- Hannover referierte über die wirtſchaftliche Lage
der Brauereien, ſpeziell der Brauereiarbeiter. Zu Punkt 2,
Arbeitsnachweis betreffend, wurde von verſchiedenen Rednern
auf die noch herrſchenden Mißſtände hingewieſen und ein
Schreiben an den Vorſitzenden des Kuratoriums eingereicht, in
welchem um Abhilfe erſucht wird. Jm Verſchiedenen ſchien ein
anweſender Bundesgeſelle Propaganda für ſeine Jdeen machen
zu wollen, indem er in ſeinen Ausführungen auf das gute
Einvernehmen zwiſchen Arbeitgeber und Bund und auf die an
geblichen Errungenſchaften des Bundes hinwies. Als er aber
auf die Streiks in den Gewertſchaften, ſpeziell auf den letzten
Maurerſtreik und deſſen Koſten hinwies, ging ein Sturm der
Entrüſtung durch die Verſammlung. Verſchiedene Redner,
u. a. Kollege Bauer, traten den Ausführungen des Bundes-
geſellen ſcharf enta7 Eing. 7. 3. H. H.au und Erdarbeiter. ß

Jn der Verſammlung am 4. März wurden neun Mitglieder
aufgenommen. Angenommen wurde folgender Antrag, welcher
von den Ortsverwaltungen der Fabrik und Bauarbeiter ein
gehend erörtert worden iſt:

1. Die Fabrikarbeiter, die auf Bauten beſchäftigt und in der
Fabrikarbeiter-Organiſation ſind, werden in letzterer belaſſen.Jedoch ſind die Betreffenden verpflichtet, an ihre Organiſation

denſelben Beitrag abzuführen, wie die Bauarbeiter an ihre
Zahlſtelle. e haben dieſelben der Kontrolle der Bau
deputation der Bauarbeiter ſich zu fügen.

2. Diejenigen, welche noch nicht organiſiert ſind oder die
organiſiert waren und auf Bauten arbeiten, dürfen nicht in den
Verband der Fabrikarbeiter aufgenommen werden.

3. Die Kaſſierer der beiderſeitigen Organiſationen haben die
Verpflichtung, die Mitgliederaufnahme alle 14 Tage auszu-
wechſeln. Wie die Auswechſelung am vorteilhafteſten geſchieht,
haben die Kaſſierer unter ſich zu regeln.

Ein Zuſatzantrag, welcher von dem Genoſſen Löffler (Fabrik-
arbeiter) geſtellt war, beſagt, daß diejenigen Fabrikarbeiter, die
bis zu 4 Wochen auf Bauten beſchäftigt ſind, von dem erhöhten
Beitrag befreit werden dieſer Antrag wurde abgelehnt mit der
Begründung, daß über dieſe Arbeiter keine genügende Kontrolle
ausgeübt werden könnte und daß die Betreffenden ganz gut
den erhöhten Beitrag leiſten können. Weiter wurde, da das
Mitglied A. Meißner Verleumdungen in einem Reſtaurant
gegen den Kollegen P. Heder ausgeſtoßen hat, folgender Antrag
einſtimmig angenommen

Die heute am 4. März tagende Mitgliederverſammlung er
blickt in den Aeußerungen des Kollegen A. Meißner, die er
über den Kollegen J d
eine Gemeinheit und erklärt, daß, wenn der Koll. A. Meißner
wieder ſolche Verleumdungen der Ortsverwaltung anderen Mit-
Pirern gegenüber ausſtößt, er aus dem Verband ausgeſchloſſen
wird.

Als Hilfskaſſierer für Lettin wurde A. Stellmacher gewählt.
um Schluß giebt der Bevollmächtigte noch bekannt, daß jedes

Mitglied die Statiſtikkarte Nr. 2 ſofort abliefern ſoll. Wer die
Karte Nr. 3 noch nicht erhalten haben ſollte, möchte es ihm ſo
fort mitteilen. (Eingeg. 9. 3.) E. G

Litteratur.
Von der Neuen Zeit (Stuttgart, Dietz' Verla
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lohns. Von Max Zetterbaum. U
Von F. Feuerſtein. Der Ar

Vogel. Wer iſt Schulherr:

iſt ſoeben

Die Gemeinderatswahl findet morgen, Mittwoch,
e

eder anderen gegenüber gemacht hat,



Käufer verlange beim
Einkauf

Rabatt- Marken

Rabatt Sparbücher

e
Schneiderin

erhält auf Wunſch ein
ſehr praktiſches

Massbuch gratis
H. iKan

Leipzigerstr. S7.

AchtungMittwoch den 12. re ar 8 Uhr auf der „Wilhelmshöhe“
e-Giebichenfteine große öffentliche W

Verſummlung
für Männer und Frauen.

Tagesordnung: 1. Vortrag: Der Kampf ums Daſein in der Kriſe.
Referentin: Frau Zietz, Hamburg. 2. Diskuſſion.Pflicht aller Arbeiter und Arbeiterinnen iſt es zu erſcheinen.

Der Eiuberufer.

Weissenfels.
Heffentliche Volks Verſammlung

Perband der Fabrikarbriter und Arberiterinnen Dentſchl.
Sonnabend den 15. März Abends 8 ühr in der „Reichskrone“.

Tagesordnung: 1. Der Kampf ums Daſein während der Kriſe
Frau Zietz, Hamburg. 2. Aufnahme neuer Mitglieder. 3. Dis-

uſſion
Die Kollegen und Kolleginnen werden Jhucht. recht pünktlich zu er-

ſcheinen. Die Ortsverwaltung.
Z.

Heffentl. Volksverſammlung

Freitag den 14. Mür; abend 8 Uhr im Hriteren Hlich
Tagesordnung: Sträußchen aus dem Ordnungsſtaate. Referent:

Reichstagsabgeordneter Adl. Thieie, Halle. Diskuſſion und Verſchiedenes.
Entree pro Perſon 10 Pf.

Alle Arbeiter und Arbeiterinnen werden gebeten, zu erſcheinen.
Der Einberufer.

Sozialdem. Verein Hohenmölſen.
Sonntag den 16. März nachm. 2 Uhr im Bahnhofs Reſtaurant

Verſnummlung.T TToesordn ung: 1. Aufnahme neuer Mitglieder. 2. Bericht über
Agitation. 3. Vortrag unſer c Reichstagsabgeordneten Ad. riete: Halle,

über: „Weltpolitik und wirtſchaftliche Kriſis.“ 4. Verſchiedenes.
Das Erſcheinen aller Mitglieder erwarſet

A. Heinold, Vorſitzender.W Gäſte haben Zutritt. n

Arhtkung, Genoſſen
Alle, die ihr ſchulpflichtige Kinder habt!

Vorrätig ſind:

sämtliche Sehulartilcel.
Torniſter, Schultaſchen, Tafeln, Schreibhefte, Tinten,

Federn, VBleiſtifte, 5prachſchnlen, Rechenbücher, rn
Leſebücher, Realienbücher, Zeichenhefte, Zeichenblocks,

Reißzeuge u. ſ. w.

Volksbuchhandlung Halle
Geiſtſtraße 21, Hof parterre.

Gustav Sehmidt. führer.

r r
Unter allen Kaffeemitteln ist und bleibt

der

echte Franck- Kaffee
in HolzkKistehen und Paketen,

durch seinen vorzüglichen Wohlgeschmack und seine uner-
reichte Ausglebigkeit an Farbe und Kraft

der

allerbeste
P und daher der biligste Kafteezusatz.

Man achte auf Schutzmarke und Unterschrift:

2 9

3C0HUTZAM ARKE.S er Mi ttwoch4 achte Feſtu Heller
Steinweg 32.

elephon 2179.
Faſt neue Rin ginge ſchineſofort r bil ig zu verkaufen.

eisatatrasse 21, l Treppe.

a IIIIIIIIID man IIIIIIIT
Eine e Zigarre

giebt es noch unm e bei
Paul Drietchen, n

r IIIIIIIIII38 22S2m—

Stadt Theater Halle a. S.
Mittwoch den 12. März 1902

Abends 7 Uhr:
176. Vorſt. i. P.-A. 51. Vorſt. auß. Ab.

4. Viertel.Es lebe das Leben.
Drama in 5 Akten von H. Sudermanu.

Donnerstag den 13. März 1902
Abends 7 Uhr:177. h Ab. 126. Abonn. Vorſt.

w Farbe rot.Schauſpiel in 5 Akten von Wilhelm

Meyer- hVdDaDrDDenhr

Direktion: Richard Hubert.
Gr. Vrillant- Vorſtellung

Gomtesse X. 7
mit ihrer myſteriöſen Galentahrt

durch den Theaterſaal.

D Senſationell! W

Die unvergleichlichen, urkomi-
ſchen Grotesk-Komödianten.

Anfang 8 Uhr.

pollo- Iheater

irektion: Gustav Poller
am Riebeckplatz, nächſte Nähe vom

Haupt-Bahnh hof.

Täglich Der n neue,
an.brillante Spiel

The 7 Rlisons
Parterre -Akrobaten auf lebenden
Piedeſtalen. Ohne Konkurrenz!

7Cacianu?7
Clever u. Piccolo
große urkomiſche Szene in einem

Reſtaurant.
Allabendlich ſtürmiſcher Lacherfolg!

Und das übrige große

Schlager- Programm.

Anfang 8 Uhr. Ende geg. 11 Uhr.

Iewagn uns
Ende 11 Uhr.

Presslers Berg.
SEruShiahie Feſt

Hierzu ladet freundlichſt ein
Sachse.

Frauziskanerkeller, Zeitz.

Mittwoch den 12. März

Kaffee- Kränzchen.
Erg. ladet ein U. Kähn.

Die Restbestände
meines gr oßen

Möbel u. PolſterwarenLagers

ſollen wegen Aufgabe des Ge-ſchäfts zu jedem annehmbaren

Preiſe verkauft werden.

A. Brauer,Breiteſtraße 16.

Sie ſparen viel mehr, Se
1 Pfd. geröſt. Kaffee zu '75 f
Gar. rein. Kakao v r
Pfd. koſtet 20 reſp-Hafer-Nähr- Kakao a t 5 Pf.
Wenn nicht tadellos, Rückg. verlangt. SeHall. Kaffee u. anaen S

ittelſtraßeOtto Boruschein, neb. Gr. Steinſtr. 14

Kartoffeln
Die ſo allgemein beliebte, hochfeine

Thüringer Ware iſt wieder friſch ein-
getroffe n.

S. Herdan,
Ha Alle Heet er Eichendorffſtr. 9.
Teleph. 2547. Veſtell. pünkt. frei Haus.

enpfehere ſei

Telep

öhrelfnhrik ar.i a Krunwaid,
Rathausſtraßze 2großes r ſelbſtgefertigter
Spiegel und Polſterwaren
zu billigſten Preiſen.

Sermanente Kusſtellung kompletter Zimmereinrichtungen.
Langjährige Garantie.

Beſichtigung jederzeit gern geſtattg
Transport durch ei Feſeprr

Manne

ei Haus.

J d

Eine wirtschaftliche Sünde
vegeht jede Hausfrau, die es unterſässt,

Dr. Thompson's Seifenpulver, marne schwan,
zu verwenden, das ohne viele mühsame Handarbeit, bei
grösster Schonung der Stoffe die Wäsche zugleich reinigt

3 ünd schneeweiss bleicht, also Zeit, Arbeitskraft und
Geld erspart.

2 Alſeiniger Fabrikant: Ernst Sieglin, Dässeldortf.

Volksbuchhandlung
Griſtſtraße 21, Hof parterre rechts

empfiehlt ſich zur Lieferung

aller Moden-Zeitungen, Zeitſchriften,
von Werken

ſozial- politiſchen und wiſſenſchaftlichen Inhalts,

Soeben erſchienen:
gebunden und in Heften.

decken zur Neuen Welt 1901.
J. A. G. Sehmwidlt.

Fr. Fricke, Pantoffelfabrix,
Dreyhaupneben dem neuen rn Nr. 7.

Davfehle mein großes Lager aller
Arte antoffel, r Pantoffel,

tlz Dord D ichSammt Pantoffel.
Für Wiederverkäufer Lieferung durch

eigenes Geſchirr frei Haus.
erner: Ein Poſten div. Herrenun DamenLederſchuhe billidamit zu räumen; darunter ine e

Damen h Paar3.50 Mk. Pa. Segeltn chuhe in
allen Größen in ſchwarz und braun.

Turnſchuhe für Herren, Damen u.
Kinder in Segeltuch und Leder mit
Gummi- oder Lederſohlen.

Einlegeſohlen, Lederfette,
Appreturen.

Nr. 55.
Hochfeine 5 Pfennig Zigarre

Batavia-Pflanzer
10 Stck. 50 Pf.

von hervorragendem Geſchmack
empfiehlt

Otto Gantz,Zigarren Kecel Feihaft,
önig

Uhren und Goldwaren
als Konfirmations Geſchenke r
ſend, empfiehlt Freunden u. Gen

Herrenſtraße 23W Reparaturen eiligſt J J

Möbel
garantiert ſolide Ausführung in allenPreislagen riß iegel, Tru

len und Polſterwaren empfiehlt
illig

Franz Bonas,
Meckelſtraße 10.

JhIefeldtGoldſchmied
15 Rathausſtraßze 15.

Reichhaltiges Lager in paſſenden
Konfirmations-

Geschenken.
Erprobtes Huſtenmiktel

iſt mein ſelbſtgekochter, ſchwarzer

Johannesbeerſaft.
Karl KRrütgen,

net rerenDe Werſeburgerſtraße. WGelegenheits-Känfrll
Als ganz Beſonderes empfehle in gro

ßer r in um, Mahaoni und Eiche: Vigete Herren

r eiten deeitrunk Vertikows, ewoil,ouliſſen, Seite An e tiſche,
Trumeaux, Sp etäre, Paneelſof er in

ide u. Plüſch Divans, Sofas,
Chaiſelongues,
komplette re Etungen, ech cht N e ebenſoauch einzelne Be 4 mit u. ohneMatratzen, als che mit u. ohne
Marmor Klei i Wä T
ſchränke, pott wyigerichtungen W eppi rtieren, T Tif
ſehr billig

Friedrich Peileke,
Geiſtſtraße 25.

N, B. Alte Möbel nehme mit inZahlung.

Klee rſekre.

chdecken u. v. m. verkauft

Fritz Grimm,
Kagrrep -Spezialgeſ t

eil- u. Wuchererſtr.empfiehlt allen Weg

die eine f. in gute
zig arreu r ſeine
Arbeitsir Malerei er we

W aſchinenfabrit Merſeburgerſtr. 158.

Abkre Weißblech- Arbeiterx

x ſaubere
e ger ſtellen dauernd D. fortein. Sfferten unt. R. m. 3665 an
L Hiudol Moſſe, Brüderſtraße.

Sport Wagen mit Gummireifen,
gut ereaure illig zu verkaufen.

Frau Klinz, Hermannſtr. 3, p.
Gut erhaltener Kinderwagen mit

Gummireifen, erhgert zu ve pufen.
rfürſtenſtr. 97,Schwarzer vrrd

zugelaufen thern, Mühle.
Verlag und für die verantwortlich Auguſt Großß. Du der Halleſchen Genoßenſchaits Buchdruckerei (E. G. m. b. H.) Halle a S.
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Beilage zum Volksblatt.
Nr. 60 Habhe a. 5., Mittwoch den 12. März 1902.

Deutſcher Reichstag.
161. Sitzung, Montag, den 10. März 1902, 1 Uhr.

t W Bundesratstiſche: Graf Poſadowsky, Frhr. von Richt-
hofen.

Auf der Tagesordnung ſteht die
zweite Beratung des Geſetzentwurfes zum Schutze des

Genfer Neutralitätszeichens.
Berichterſtatter iſt der Abgeordnete Dr. Endemann (natl.)
S. 1, geſtattet die Verwendung des „Roten Kreuzes“ zu ge

ſchäftlichen Zwecken 2ec. nur auf Grund einer beſonderen Er-
laubnis. Die Erlaubnis wird von den Landeszentralbehörden
nach den vom Bundesrat l r Grundſätzen erteilt.

Die Kommiſſion beantragt folgenden Zuſatz: Die Erlaubnis
darf Vereinen oder Geſellſchaften, welche ſich im Deutſchen
Reich der Krankenpflege widmen und für den Kriegsfall zum
militäriſchen Sanitätsdienſt zugelaſſen ſind, nicht verſagt werden.

Auf Antrag des Prinzen Schönaich-Carolath (natl.)
wird das Geſetz en bloc angenommen.

Es folgt die
dritte Leſung des Reichshaushaltsetats.

Abg. Dr. v. Komierowski (Pole): Die Behauptung des
Abg. Dr. Sattler, die rutheniſchen Schulen in Galizien ſeien
utraquiſtiſch, iſt nicht richtig. Jede Schule hat dort nur eine
Unterrichtsſprache, der Religionsunterricht wird nach den ver-
ſchiedenen Konfeſſionen getrennt erteilt. Das Verſtändnis für
die Gefühle des polniſchen Volkes fehlt dem Abg. Sattler voll-
ſtändig. Redner beſchwert ſich über das Oeffnen polniſcher
Briefe durch die Behörden.

Abg. Dr. Haſſe (natl.): Die Angriffe auf den jetzt kranken Abg.
Dr. Sattler ſind unerhört die ſachliche Erwiderung wird Dr.
Sattler dem Vorredner nicht ſchuldig bleiben. r

Präſident Graf Balleſtrem: Wenn es richtig iſt, daß Abg.
Dr. v. Komierowski dem Abg. Dr. Sattler Altweibermanier
vorgeworfen hat, ſo verſtößt das gegen die Ordnung des Hauſes.
Nach Einſichtnahme in das Stenogramm werde ich das Weitere
veranlaſſen.

Abg. v. Schele-Wunſtorf (Pole): Preußens Politik hat nicht
nur die Rechtsbrüche von 1866 ſondern auch unſere inneren
Verhältniſſe verſchuldet. Erſt wenn die politiſchen Hinderniſſe
beſeitigt ſind, iſt ein mitteldeutſcher Zollbund möglich.

Staatsſekretär des Reichspoſtamts Krätke: Wenn Briefe
in polniſchen Landesteilen geöffnet werden, ſo geſchah das nach
Maßgabe der Beſtimmungen der Poſt durch Beamte, die ſich
um den Jnhalt der Briefe nicht zu kümmern haben. Das ge-
ſchieht aber auch in anderen Gegenden.

Abg. v. Dziembowski-Pomian (Pole) erklärt, daß er bei
der Spezialberatung des Poſtetats nachweiſen werde, daß in
Poſen das Briefgeheimnis durch Poſtbeamte verletzt ſei.

Damit ſchließt die Generaldiskuſſion. Die Spezialdebatte
beginnt mit dem Etat des Reichstags.

Abg. Eickhoff (Freiſ. Volksp.) bringt Beſchwerden über die
Reſtauration zur Sprache und wünſcht die Anſtellung eines
beſonderen Beamten zur Führung der Protokolle in der Budget
kommiſſion, Gewährung von Urlaub an die Bibliothekare, ſowie
Schaffung einer neuen Bibliothekargsſtelle.

Präſident Graf Balleſtrem: Der Anregung, einen Be-
amten zur Protokollführung in der Budgetkommiſſion anzu
ſtellen, werde ich nähertreten. Bezüglich der Wünſche betr. die
l verweiſe ich den Herrn Vorredner an die Bibliotheks-
tommiſſion.

Abg. Fiſchbeck (Freiſ. Volksp.) wünſcht eine Reparatur der
Aufzüge im Reichstag und beſchwert ſich darüber, daß die
Fonigt Tiergartenverwaltung ſo wenig für die Jnſtandhaltung

der Wege zum Reichstag ſorgt. BePräſident Gräf Balleſtrem meint, er habe auf die Tier-
gartenverwaltung keinen Einfluß. Der erſte Wunſch des Vor-
redners ſoll bald erfüllt werden.

Der Etat wird hierauf bewilligt.
Es folgt der Etat des Reichskanzlers.
Abg. Dr. v. Dziembowski-Pomian (Pole) polemiſiert gegen

die Ausführungen des Reichskanzlers, daß die Gefahr einer
Poloniſierung Deutſchlands vorliege. Aus der Verfaſſung geht
hervor, daß die Kritik der Regierung gegen die Polen Reichs-
ſache und nicht Landesſache iſt.

Staatsſekretär Graf Poſadowsky: Der tag daß
Reichsrecht vor Landesrecht geht, gilt nur für ſolche Gebiete,
wo reichsgeſetzliche Regelungen erfolgt ſind. Das hier in Frage
kommende Gebiet betrachtet die Regierung nach wie vor als
eine rein ind h Angelegenheit.

Damit ſchließt die Diskuſſion. Der Etat wird bewilligt.
Präſident Graf Balleſtrem Aus dem Stenogramm erſehe

ich, daß Abg. v. Komierowski geſagt hat, der Abg. Sattler hätte
eine Polemik in Altweibermanier geführt. Jch rufe den Abg.
Dr. v. Komierowski dafür zur Ordnung.

Es folgt der Etat des Auswärtigen Amtes.Abg. Munchgerber (natl.) bittet um Annahme ſeiner Reſo-

lution, die den Reichskanzler erſucht, im Nachtragsetat oder im
Etat für 1903 zur Vorbereitung der Errichtung von Handels-
kammern 20000 Mk. einzuſetzen. Die Konſuln ſind zur Er-
teilung von Jnformationen meiſt nicht genügend unterrichtet.
Ah enten die Handelskammern ſchiedsrichterliche Funktionen
ausüben.

Abg. Cahensly (Zentr.): Wir können für die Reſolution
nicht ſtimmen wir halten die Konſularbeamten für durchaus
geeignet, deutſchen Firmen über die Verhältniſſe im Ausland
Auskunft zu erteilen.

Staatsſekretär Frhr. v. Richthofen: Eine Reihe von
Handelskammern ſtehen auf dem Standpunkt, daß die Er-
richtung von Handelskammern im Ausland nicht nötig ſei. Jch
bitte, die Reſolution abzulehnen. gDamit ſchließt die Diskuſſion. Die Reſolution MünchFerber
wird gegen die Stimmen der Nationalliberalen abgelehnt.

Es folgt das Kapitel; Geſandtſchaften und Kon-
ulate.
Staatsſekretär Frhr. v. Richthofen kommt auf den vom

Abg. Bebel vorgebrachten o der Verhaftung der Frau Kugeldurch ruſſiſche Beamte in olangen zurück. Die Frau befindet

ſich z. Z. noch im Gefängnis zu Liebau. Auf Erſuchen des
Ehemanns iſt der kaiſerliche Botſchafter angewieſen worden,
für die geger einzutreten. Er teilte mit, daß die Frau im Ver
dachte ſteht, revolutionäre r nach Rußland ein-
geſchmuggelt zu haben. Die Unterſuchung war im Januar be-
endet, der Abſchluß der Verhandlung ſteht unmittelbar bevor.
Nach den dem Botſchafter in Petersburg zugegangenen Mit-
teilungen hat die ruſſiſche Behörde beachtet, daß das Ehepaar
verbotene Druckſachen eingeführt und ſogar eine Niederlage
verbotener Bücher eingerichtet hat. Dafür, daß verſucht war,
daß Sepggr wangsweiſe über die ruſſiſche Grenze zu bringen,
hat ſich kein Anhaltspunkt gezeigt. Ueber ſchlechte Behandlunghat ſich die Frau nicht beklagt. Wir werden uns übrigens
weiter dieſer Frau annehmen. ß

Abg. Bebel (Soz.): Eine Verurteilung der Frau kann nach
meiner Auffaſſung nicht erfolgen, ſelbſt wenn ſie auf preußiſchem
Boden ein Lager von in Rußland verbotenen Schriften gehabt
hätte, oder mit Ruſſen in Verbindung hätte. Straf-bar wäre ſie nur, wenn ſie ſolchen Schriftenſchmuggel auf
ruſſiſchem Boden ſelbſt betrieben hätte, ob das aber wahr ſſt,
muß man erſt abwarten. Meine Bemerkung von dem Verſuche
das Ehepaar zwangsweiſe über die Grenze zu ſchaffen, ſtammt aus

neeeeeeaewowf rer
direkter Quelle; ich werde Kugel auffordern, ſein Beweis-
material den Behörden mitzuteilen
Staatsſekretär Frhr. von Richthofen: Die ruſſiſchen Be

hörden behaupten eben, daß die Frau den Schmuggel auf ruſſiſchem
Boden getrieben hat. Die ruſſiſchen Behörden verſtehen in
ſolchen Dingen keinen Spaß und Schmuggler ſind einer etwas
kräftigen Behandlung ausgeſetzt.
Damit ſchließt die Diskuſſion.
Fonds wünſcht

Abg. Dr. Haſſe (natl.) die Errichtung einer
Kontrolle deutſcher Schulen im Auslande

Staatsſekretär Frhr. von Richthofen ſagt
dieſes Wunſches für das nächſte Jahr zu. 4

Abg. Schrader (Frſ. Vgg.) ſchließt ſich dem Wunſch des
Abg. Dr. Haſſe an.

Das Kapitel wird bewilligt; es folgt das Kapitel Kolonial-
verwaltung. Hierzu liegt eine Reſolution Cahensly (3.
vor, die der deutſchen Kolonialverwaltung 30000 Mk. Zuſchuß
zur Errichtung einer Auskunftſtelle nur mit der Maßgabe ge
währen will, daß die Deutſche Kolonialgeſellſchaft dem Reichs-
kanzler Bericht über ihre Thätigkeit erſtattet.

Staatsſekretär Frhr. von Richthofen: Die verbündeten
Regierungen erheben keinen Widerſpruch gegen die Reſolution,
da ſich die Deutſche Kolonialgeſellſchaft bereit erklärt hat, die
Bedingungen, die die Reſolution ſtellt, zu erfüllen.
Die Reſolution wird gegen die Stimmen der Linken und

einer Minderheit des Zentrums angenommen. Damit iſt der
Etat des Auswärtigen Amtes erledigt. Der Kolonialetat wird
debattelos erledigt.

„Zum Etat des Reichsamts des Jnnern liegt eine
Reſolution Franken (natl.) vor, die ein Geſetz betr. die
Unfallfürſorge bei freiwilligen Rettungsarbeiten verlangt.

Abg. Beck-Heidelberg (natl.): Bei der Novelle zum Gewerbe
gerichtsgeſetz iſt beſchloſſen worden in allen Orten mit über
20000 Einwohnern Gewerbegerichte zu errichten. Miniſter
Möller hat nun einen Erlaß veröffentlicht, wonach in allen
Orten mit über 20000 Einwohnern, in denen bereits irgend
welche gewerbliche Schiedsgerichte beſtehen, die Errichtung von
Gewerbegerichten unterbleiben ſoll. Hier liegt eine mißver-
ſtändliche Auslegung der Abſichten des Reichstages vor. Es
erſcheint daher geboten, daß der Reichstag klare Stellung zu
der betreffenden Beſtimmung des Geſetzes nimmt.

Abg. Zubeil (Soz.): Bei der Schaffung des Geſetzes iſt es
wohl keinem eingefallen, daß ein Miniſter das Geſetz ſo inter
pretieren könne. Jn der Kommiſſion wurde ausdrücklich kon-
ſtatiert, daß Gewerbegerichte auch neben beſtehenden Schieds-
gerichten zu errichten ſeien. Herr Möller iſt bei ſeiner Wter-

retation lediglich dem Wunſche des Verbandes deutſcher Jndu-
trieller nachgekommen. Wenn der Herr Staatsſekretär heute
nicht eine bindende Erklärung abgiebt, durch welche die Ver-
ordnung des Miniſters Möller aus der Welt geſchafft wird,
ſo muß der Reichstag nach Oſtern dem Gewerbegerichtsgeſetz
eine Faſſung geben, welche eine ſolche Jnterpretation unmöglich
macht. Durch dieſe Verordnung werden 54 Gemeinden betroffen,
die dem Geſetze nicht nachgekommen ſind. Sogar der Abg.
Trimborn hat ſich mit dieſer Jnterpretation einverſtanden er
klärt (Widerſpruch des Abg. Trimborn), ſo iſt es durch die
Preſſe gegangen. Jch bin geſpannt, ob Herr Trimborn der
Vater dieſes Geſetzes, ſeinem Kinde die nötige Achtung ver-
ſchaffen wird. (Bravol b. d. Soz.)

Abg. Trimborn (Zentr.): Der Herr Vorredner hat in beredten
Worten meine Vaterſchaft herausgefordert. Vaterqualitäten
ſind beſondere Qualitäten und auf parlamentariſchem Gebiete
iſt es beſonders ſchwer, Vater zu werden. (Gr. Heiterkeit.)
Auch habe ich es noch nicht zu ſolcher Berühmtheit gebracht,
daß mich ein preußiſcher Miniſter bei Erlaß eines Reſkriptes
um mein Einverſtändnis fragt. (Heiterkeit.) Der erſte Satz
des Reſkriptes: „Jede Gemeinde mit mehr als 20000 Ein-
wohnern muß zu einem Gewerbegerichtsbezirk geſchlagen wer-
den“, iſt ganz korrekt, nur der zweite Satz ſtimmt mit dem Ge
ſetz nicht überein. Jch möchte dem Handelsminiſter nicht die
Kompetenz geben, auf dem Wege des Refkriptes die Zuſtändig-
keit der Gewerbegerichte zu beſchränken. (Bravo! im Zentr.)

Staatsſekretär Graf Poſadowsky: Jn dem Berichte zu
dem Entwurf von 1878 iſt ausdrücklich hervorgehoben, es ſolle
ermöglicht ſein, eine Teilung der Gewerbegerichte in mehrere
Sektionen vorzunehmen. Aus dem Jnhalt des geltenden Ge-
ſetzes folgt, daß für alle Arbeiter ein Gewerbegericht errichtet
werden muß, daß dieſes aber nach Berufen oder nach der ört-
lichen Lage geteilt werden kann. Nach des Geſetzes
ſoll das Gewerbegericht für Gemeinden errichtet werden, es iſtdabei auegeſchtoſen, daß räumlich auseinanderliegende Orte

zuſammen ein Gewerbegericht erhalten.
Der Herr Handelsminiſter hat am 8. März 1902 ein Reſkript

an die Oberpräſidenten erlaſſen, in dem es u. a. heißt: Es war
nicht die Abſicht des Erlaſſes, das Geſetz betr. die obligatoriſche
Einführung von Gewerbegerichten unmöglich zu machen. Der
neue Erlaß hebt nun hervor, daß der Bezirksausſchuß dafür zu
ſorgen hat, daß die praktiſchen Bedürfniſſe der Gemeinde be-
friedigt werden und die Abſicht des Geſetzgebers zur Geltung
kommt. Kommt in einer Gemeinde auf dieſe Weiſe ein Ge
werbegericht nicht zu ſtande, ſo hat die Zentralbehörde zu ent-
ſcheiden. Sie ſehen alſo, der Herr Handelsminiſter tet auf
demſelben Standpunkt wie der Abg. Beck- Heidelberg. Wenn
das Geſetz in den meiſten Gemeinden nicht durchgeführt iſt, ſo
bedaure ich das.

Abg. v. Saliſch (konſ.) fordert geſetzliche Maßregeln gegen
das Geheimmittelweſen.

Abg. Wurm (Soz.): Als von unſerer Seite über Ungeſetz-
lichkeiten in der Fabrik des Herrn Schlumberger geklagt
wurde, ſagte er, er ſei zwar Auſſichtsrat. trotzdem aber wurde
die Fabrikordnung dort aufrecht erhalten. Das iſt aber von
A bis Z. unwahr. Der Gewerbeinſpektor für Mühlhauſen
Dr. Ulrich hat erklärt, daß in der Fabrik des Herrn Schlum-
berger die 11ſtündige Arbeitszeit nicht eingehalten werde wenn
dem Uebel nicht abgeholfen werde, ſo liege das nicht an ihm
(Hört! Hört! b. d. Soz.). Weiter möchte ich den Herrn Staats
ſekretär darauf aufmerkſam machen, daß Herr Möller ſich ge-
rühmt hat, den Geheimerlaß ſeines Vorgängers den Beamten
noch beſonders eingeſchärft zu haben. Dieſer Erlaß bedeutet
aber, daß der Reichstag durch die amtlichen Berichte der Auf-
ſichtsbeamten hinters Licht geführt werden ſoll.

Präſident Graf Valleſtrem: Herr Abgeordneter, Sie dürfen
nicht ſagen, daß der Reichstag durch eine Verordnung eines
Miniſters hinters Licht geführt werden ſoll (Große Heiterkeit),
höchſtens könnten Sie ſagen Geführt werden kann. (Heiterkeit.)

Abg. Wurm (Soz.): Die Beamten ſollen, falls ſie der Meinung
ſind, daß geſetzgeberiſche Schritte zur Abſtellung von Mißſtänden
nötig ſind dies in einer beſonderen Mitteilung der Regierung
berichten. Der Reichstag braucht davon nichts wiſſen, das iſt
eine Degradierung des Reichstags. (Sehr gut! bei den Sozial-
demokraten.) Wir haben ein Recht, zu erfahren, wie die vom
Reichstag erlaſſenen Geſetze wirken, und wir können nicht dulden,
daß Miniſter, von denen man nie weiß, von wem ſie abhängen,
ſich mit ſolchen Verordnungen brüſten.

Auch möchte ich auf einen Fall hinweiſen, in dem ein Jngenieur,
der einem Gewerbeinſpektor den Eintritt verwehrt hat, vom
Landgericht München l mit der Begründung freigeſprochen
wurde, daß der Beamte zum Betreten der Fabrik ſich erſt beim
Betriebsinſpektor hätte melden müſſen. Es iſt notwendig, daß

der Herr Staatsſekretär eine Erklärung darüber abgiebt.

Bei Kap. Allgemeine
Zentralſtelle zur

Berückſichtigung
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Schließlich richte ich noch die Frage an den Herrn Staatsſekretär,
ob die Steinarbeiterverordnung vom Bundesrat erlaſſen iſt.
Dieſe Verordnung erſcheint zum Schutze der Arbeiter dringend
nötig. Fällt ſie beſſer aus, als der Ruf iſt, der ſonſt Verord-
nungen des Bundesrats vorangeht, dann wird ſich niemand mehr
freuen als ich, und die Steinarbeiter. (Bravo! bei den Soz.)

Staatsſekretär Graf Poſadowsky: Den Großbetrieb im Heil-
mittelweſen können wir nicht weiter einſchränken, als es Leben
und Geſundheit der Bevölkerung erfordern. Die Gewerbe-
inſpektoren ſind wiederholt angewieſen worden, klar und furcht-
los zu berichten, über ſozialpolitiſche Erwägungen und Geſetzes-
vorſchläge ſollen ſie aber erſt Vortrag halten, bevor ſie damit
in die Oeffentlichkeit treten. Jch möchte bitten, die Jnſinuation,
daß das Miniſterium des Jnnern von induſtriellen Vereini-
gungen abhängig ſei, zu unterlaſſen. Für das, was geſchehen
iſt, habe ich volle Verantwortung übernommen und ich freue
mich, es ausſprechen zu können, daß der Tod des ſo heftig an-
gegriffenen Beamten ein ſchmerzlicher Verluſt für Reich und
Staat geweſen iſt. (Bravo rechts.) Die Verordnung betr. die
Steinarbeiter wird nächſtens im Reichsanzeiger erſcheinen.
Abg. Schlumberger (Hoſp. der Natl.): Wenn Abg. Wurm

einem Kollegen vorwirft, er habe die Unwahrheit geſprochen,
ſo kann ich das nur als eine Mißhandlung bezeichnen.

Präſ. Graf Balleſtrem: Abg. Wurm hat nicht geſagt, daß
Abg. Schlumberger bewußt die Unwahrheit geſprochen hat.

Abg. Schlumberger (fortfahrend): Alſo, Herr Wurm hat
unbewußt die Unwahrheit geſagt. (Heiterkeit.) Wenn ich etwas
Ungeſetzliches thun würde, ſo würde ich als erſter beanſpruchen,
beſtraft zu werden. Den GewerbeJnſpektoren lege ich abſolut
nichts in den Weg. Jhre (zu den Soz.) Ungerechtigkeit ſchadet
Jhnen nur, das iſt Jhr großer Fehler. (Lachen bei den Soz.)

Abg. Stadthagen (Soz.): Entgegen dem klaren Wortlaut
des S 2 des Gewerbegerichtsgeſetzes, wonach für Gemeinden
mit mehr als 20000 Einwohnern ein Gewerbegericht errichtet
werden mutz, haben bis zum Jnkrafttreten dieſes Geſetzes, dem
1. Januar 1902, 50 ſolcher Gemeinden dieſe Verpflichtung nicht
erfüllt. Freilich ein Erlaß des Handelsminiſters Möller, der
die Ausführung des Geſetzes betrifft, datiert ſelbſt erſt nach
dem 1. Januar 1902. Da darf man ſich nicht wundern, daß
auch die Gemeinden gegen das Geſetz handeln. Jch hoffe, der
Herr Staatsſekretär, der ja heute ſelbſt erklärt hat, daß für
Gemeinden mit über 20000 Einwohnern Gewerbegerichte für
alle Arbeiter errichtet werden müſſen, wird ſo viel Einfluß auf
den preußiſchen Handelsminiſter haben, daß dieſer die Gemein-
den veranlaßt, die Geſetze auszuführen. 8 7 iſt lediglich eine
Konſequenz des S 1. Zwiſchen beiden Frnoron h aber ſteht
die Beſtimmung, daß die Gewerbegerichte obligatoriſch ſind.
Das iſt bindendes Recht und geht allen anderen Beſtimmungen
voran. Der Staatsſekretär hat heute dieſelbe Anſicht vertreten.
Wieder ſind es die Arbeiter, die das Geſetz achten, während
die Gemeindevertreter das Geſetz verletzen.
Noch einen zweiten Gegenſtand habe ich zu berühren. Es iſt

die außerordentliche Steigerung der Beſchäftigung ausländiſcher
Arbeiter. Beſonders ſind es ruſſiſche Arbeiter, die in Frage
kommen und zwar werden dieſe vor allem in Ziegeleien be
ſchäftigt. Die Behandlung dieſer ruſſiſchen Arbeiter iſt ganz
unwürdig. Die Ziegeleien ven Guſtav Mann und Louis Mann
in beſchäftigen Hunderte von ruſſiſchen Familien ent
gegen den Beſtimmungen in den Erlaſſen von 1891, 1895 und
1899. Als Schlafſtätten dienen ihnen licht und luftleere
Räume, in denen Männer und Frauen unterſchiedslos auf
Stroh gebettet liegen. Auch Kinder ſind dazwiſchen.

Ein Mangel an deutſchen Arbeitern iſt in Herzfelde nicht
vorhanden. Die Unternehmer haben vielmehr eine an Reihe
deutſcher Arbeiter entlaſſen, weil ihnen die ruſſiſchen Arbeiter
infolge ihrer Rechtloſigkeit als billige und willige Ausbeutungs-
objekte dienen, die ſich die willkürlichſte und ſchlechteſte Art der
Behandlung und Behauſung ſowie Lohnabzüge gefallen laſſen
müſſen. Trotz der jahrelangen Beſchwerden der Arbeiter hat
ſich in den Herzfelder Ziegeleien kein Ferne ſehen laſſen.
Die deutſchen Arbeiter verlangen, daß beim Abſchluß künftiger
Handelsverträge die r getroffen wird, daß die aus-
ländiſchen Arbeiter die gleichen Rechte haben ſollen wie die in
ländiſchen, d. h. nicht ausgewieſen werden dürfen. So lange
das Ausweiſungsrecht beſteht, üben die Ausländer nur Lohn-
druck. (Sehr richtig! b. d. Soz.)

Abg. Franken (natl.) befürwortet die von ihm geſtellte
Reſolution.

Abg. Dr. Opfergelt (Zentr.): Der geſetzgeberiſchen Regelung
dieſer Materie ſtehen große Schwierigkeiten entgegen.

Abg. Baſſermann (natl.) fragt an, ob die Vorlage betr. die
kaufmänniſchen Schiedgerichte noch in dieſer Seſſion zu er-
warten iſt.

Abg. Molkenbuhr (Soz.): Wir ſtehen der Tendenz des An
trags Franken ſehr ſympathiſch gegenüber, aber wir h
daß er den Kreis der zu verſichernden Perſonen zu v egrenzt.
Er beſchränkt die Verſicherung nur auf einen ganz beſtimmten
Kreis von Perſonen, nämlich auf die Feuerwehrleute. Es giebt
aber noch eine Menge anderer Arbeiter, bei denen Leben und
Geſundheit aufs Spiel geſetzt werden.

Abg. v. Saliſch (konſ.) ſpricht ſich für die Reſolution aus.
Staatsſekretär Graf Poſadowsky: Auch ich bin der Mei

nung, daß ein Gewerbeinſpektor, der eine Fabrik revidieren will,
nicht erſt der Genehmigung des Fabrikinhabers bedarf und auch
durch jeden Eingang eintreten darf. Geſchieht durch die
r auf dem Gebiete der Verſicherung der Feuer
wehrleute nichts, ſo wird allerdings das Reich eingreifen müſſen.

Die Vorlage betr. die kaufmänniſchen Schiedsgerichte wird
dem Reichstage ſo bald wie möglich zugeben

Damit ſchließt die Diskuſſion. Die Reſolution Franken wird
einſtimmig angenommen. Hierauf vertagt das Haus dieWeiterberatung des Etats auf Dienstag 1 üßr.

Schluß 6 Uhr.

Stadtverordneten Sitzung
vom 10. März 1902, nachmittags 4 Uhr.

Vorſitzender: Dittenberger.
Eingegangen iſt eine W m des Haus und Grundbeſitzer

Vereins, in der Vorſchläge bezüglich der Uebernahme der
Straßenreinigung gemacht werden. Die S r wird derntommiſieg überwieſen. Der Vorſtand des Haus und

rundbeſitzer Vereins in Trotha wünſcht in einer an den
Magiſtrat gerichteten Petition Auskunft über die bei neu an
Cießten Straßen zu zahlenden Straßenausbaukoſten. Die

ache wird auf einige Wochen Irrietlget ch der Ver
leſung und Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom
3. März wurde in die r eingetreten.
1. Die Feſtſtellung KämmereiHaushaltsplanes

für 1902 führte zu ausgedehnten Auseinanderſetzungen, dadi bei dieſem Punkte die Steuer Zuſchläge r
wurden.

Bei dem Kapitel Städtiſche Anlagen n Stadtv.
Gygas die permanente Bewachung des Ka inder Koſtſtraße. So wie hier werde wohl kein l be
wacht. Der Denkmalswächter ſtehe permanent in der
halle und es ſehe ſo aus, als wenn der Mann im merdamit n m e her aage näher zu treten, o nun nWas doh das Venenatter würde gingeenent nachts werdeauch nicht beſonders dw



Oberbürgermeiſter Staude Jbrt Kollegium müſſe
ſchon die Güte haben, und der cht hier r
laſſen. Man möge berückſichtigen, daß ſich das Den an
ſehr exponierter Stellung befinde und auch nachts werde die
Bewachung durch Polizeiſergeanten beſorgt. Das Kapitel
wurde ſchließlich wie vorgeſchlagen feſtgeſetzt.

Bei dem Kapitel Gemeinnützige Zwecke wurde der
Punkt 14 der Tagesordnung Bewilligung von Mitteln für das
ftädtiſche Muſeum gleich mit erledigt. Es werden e für
das Muſeum über die Sache iſt ſchon einmal berichtet
worden 5000 Mark verlangt, da der Stadtv. Reiling ſich er
boten hat, die Geſchäftsführung des ſtädtiſchen Muſeums ehren
amtlich zu übernehmen. Die Muſeumskommiſſion hat den Antrag
Reiling acceptiert.

Stadtv. Grote bringt zur Sprache, daß ihm zu Ohren gekommen iſt, es habe wiſchen Baumeiſter Wolf, dem Ober
bürgermeiſter Staude und anderen Herren eine Konferenz ſtatt
gefunden, in der die Befähigung des Herrn Reiling zu demPoſten bemängelt worden ſei. Auch in einem Eingeſandt der
bürgerlichen Preſſe ſei dieſe Angelegenheit behandelt worden.
Herr Staude, der vor 8 Tagen ſeiner We Ausdruck gegeben
habe, daß Herr Reiling die Geſchäftsführung ehrenamtlich über-
nehmen wollte, möchte ſich doch darüber äußern, ob eine ſolche

Konferenz ſtattgefunden habe. 8Oberbürgermeiſter Stande bezeichnet die dem Herrn Grote
gemachten Mitteilongen über die Sache als ganz erbärmliche
Verdächtigungen. Er habe niemals mit Herrn Wolf eine der-
artige Konferenz gehabt und würde ſich auch darüber, was ihm,
Staude, nachgeredet werde, nicht ſo aufregen. Was kommt es
auf meine armſelige Perſon an“, ſagte Herr Staude wörtlich.
Das Jntereſſe der Stadt erheiſche es aber, ſolche Angriffe
energiſch zurückzuweiſen. Jm weiteren Verlaufe der Debatte
ſprachen einige Stadtverordnete über die frivolen Verdächtigungen
ihre tiefſte Entrüſtung aus.

Stadtv. Krüger bemerkt, man möge ſich doch über die Sache
nicht aufregen und über das was da in der bürgerlichen
Preſſe geſtanden habe, zur Tagesordnung übergehen. Wenn
Herr Reiling erſt länger im öffentlichen Leben ſtehe, dann werde
er ſolche Dinge nicht mehr ſo tragiſch nehmen. Ein altes Sprüch-
wort ſagt: „Wer am Wege baut, muß ſich meiſtern laſſen.“

Stadtv. Grote freut ſich über die Erklärungen des Ober
bürgermeiſters und verſpricht, dieſem nunmehr ſeinen Gewährs-
mann einen hochangeſehenen Bürger zu nennen. Stadtv.
Reiling teilt mit, er habe ſich nicht zu dem Poſten gedrängt
und thue das auch heute nicht; bei der Uebernahme des Poſtens
habe ihm nur das Wohl ſeiner Vaterſtadt am Herzen gelegen.
Der Antrag des Stadtv. Gieſe, 8000 Mk. zu bewilligen,
wird abgelehnt und der Antrag der Finanzkommiſſion und
des Magiſtrats (5000 Mk.) wurde angenommen.

Bei demſelben Kapitel beantragt Stadtv. Krüger die
Streichung der Poſten: Beitrag an den Zentral-Verein für das
Wohl der arbeitenden Klaſſen 12 Mk. Beitrag an den
Deutſchen Verein gegen den Mißbrauch geiſtiger Getränke 30 M.
und Beitrag an den Verein für Volkswohl 3000 Mark. Von
der Thätigkeit der erſten zwei Vereine habe man nie etwas ge-
hört und das Geld, das die Stadt dem Verein Volkswohl gebe,
könne ſie zu demſelben Zweck beſſer verwenden. Die Anträge
wurden aber abgelehnt.

Der Ueberſchuß der Kämmereirechnung aus dem Rech-
nungsjahre 1900 beträgt 298 937.56 Mk. und wird ſo feſtgeſetzt.
(Kapitel 1.)

Ueber die Gemeindeabgaben (Kapitel 18) referiert Stadtv.
Steckner, der vorſchlägt, gleich vom Kapitel 19, Jnsgemein, die
Poſition 13 mit zu behandeln, da für den Fall der Uebernahme
der Straßenreinigung in ſtädtiſche Regie 33 000 Mk. Mehr-
koſten in den Etat eingeſtellt worden ſind. Die Finanz-
kommiſſion hat anſtatt 138 Proz. Zuſchlag für die Einkommen-
ſteuern 136 Proz. und 160 Proz. für die Realſteuern feſtgeſetzt.
Man habe ſich ausgiebig über die Sache unterhalten und auf
andere Städte hingewieſen, wo noch höhere Steuerzuſchläge er-
hoben werden. Halle könne ſich anderen Städten gegenüber mit
ſeinen Steuerſätzen immer noch ſehen laſſen. Die Gründe für
die Ermäßigung auf 136 Proz. liegen ſehr nahe. Die Stadt
Halle lebt nicht bloß von den Leuten, die hier wohnen, ſondern
von denen, die nach Halle kommen und noch kommen ſollen.
Unſere Stadt ſei auch nicht konkurrenzlos. Jn der Straßen-
reinigungsfrage ſind außerordentlich abweichende Anſichten zur
Sprache gebracht worden und könne dieſelbe nicht, wie geplant,
zum Juli d. J. zur Durchführung gelangen. Die Finanz-
kommiſſion ſchlägt vor, die Sache vorläufig zu vertagen und die
eingeſetzten 33000 Mark zu ſtreichen. Die Verſammlung möge
beſchließen. Von der Einſtellung oder Streichung der 33000 M.
hänge es ab, was in Zukunft geſchehen werde. Die Verſamm-
lung müſſe aber dazu Stellung nehmen.

Jn der nunmehr folgenden Generaldiskuſſion wendet ſich
Stadtv. Gygas gegen die Kommiſſion, welche die Vorbe-
ratungen gehabt. Der Haus- und Grundbeſitzer-Verein wolle
keine Erleichterungen, aber auch keine Sonderbelaſtungen. Das
alte preußiſiſche Wort suum cuique habe keine Geltung mehr.
Wenn die Kommiſſion nur etwas nachgegeben hätte, dann
wäre aus der Sache doch etwas geworden. Es ſei zu wünſchen,
daß nun zum 1. April nächſten Jahres die Straßen
reinigung durchgeführt wird.

Oberbürgermeiſter Staude nimmt die Vorberatungskom-
miſſion in Schutz. Es beſtehe vorläufig keine Ausſicht, daß ſich
der Magiſtrat der Anſicht des Haus- und Grundbeſitzer-Vereins
anſchließen werde; jedoch könnten die Anſchauungen ſich ändern.
Den Hausbeſitzern könne er nur den Rat erteilen, jetzt zuzu
greifen die Sache ſtehe jetzt ganz vorteilhaft für ſie und das
Beſſere ſei der Feind des Guten. Er, Redner, ſtehe auch auf
dem Standpunkt des Hohenzollerſpruches: Jedem das Seine.
Man möge die 33000 Mk. zur Verfügung der ſtädtiſchen Be-
hörden ſtellen damit binde man ſich nicht.

Stadtv. Krüger vertritt unſeren Standpunkt und ſpricht die
Vermutung aus, daß der Magiſtrat die ganze Vorlage zurück-
ziehen werde. Wie es ſcheint, wollen die Hausbeſitzer, trotz der
durchſchlagenden Gegengründe, den Beſen doch wieder ſelbſt in
die Hand nehmen. Die Mieter trügen durch die 33000 Mk.
genug zur Deckung der Unkoſten bei. Da könne man von
Jdealismus reden, denn die Mieter müßten bei jeder Gelegen-
heit Haare laſſen. Die Oppoſition gegen die Sache erſcheine
unverſtändlich und ſei vielleicht darauf zurückzuführen, daß die
Hausbeſitzer faſt lauter konſervative Elemente ſind, die ſich
ſchlecht an neue Gedanken gewöhnen können. Die Hausbeſitzer
haben ſeiner Zeit ſchon die Erhöhungen der Mieten mit der
jetzigen Vorlage begründet und nun ſollen die Mieter wiederum
majoriſiert werden.

Stadtrat Schnackenburg erklärt es nicht für ſchön, der
Kommiſſion zur Vorberatung, die lange und tüchtig gearbeitet
habe, nun auch noch Vorwürfe zu machen. Die Finanzkommiſſion
habe die 33 000 Mk. ja nur mit 6 gegen 4 Stimmen geſtrichen
und könne der Beſchluß derſelben immer noch umgeſtoßen wer
den. Wenn die 33 000 Mk. heute nicht zur Dispoſition geſtellt
werden, dann werde die Sache auf mehrere Jahre verſchoben

Jm weiteren Verlaufe der Debatte führt Stadtv. Grote aus,
daß die Momente, ob die Sache zentraliſiert werden ſoll, oder
ob mehrere Depots errichtet werden ſollen, noch nicht genügend
geprüft ſeien. Die Meinungen ſind noch ſo geteilt, daß noch viele
von den Teilnehmern der Beratung darüber hinſterben können,
bevor eine Einigung erzielt wird.

Nachdem noch eine ganze Reihe Redner gegen die Vorlage
geſprochen hatten, bekam der Referent das Schlußwort, dann
wurde über die Einſtellung der 33 000 Mk. in den Etat abge

verordnete ſtimmten für die Magiſtre und die übrigen
Stadtverordneten dagegen. Mit der Ablehnung der 33000
Mark iſt leider die ſtädtiſche Straßenreinigung
wiederum verſchoben.

Jn der nunmehr folgenden Steuerdebatte wendet ſich Stadtv.
Neſſe gegen die Betriebsſteuer und Luſtbarkeitsſteuer, die
die Gaſtwirte c. hart bedrücke. Stadv. Heiſer giebt zum
beſten, daß einem Wirt, der ſich über die Luſtbarkeitsſteuer be
ſchwert habe, ſeitens der hieſigen Polizei der Rat erteilt worden
ſei, er könne ja ſeinen Maskenball von 4 Uhr nachmittags
bis 12 Uhr abends abhalten.

Stadv. Krüger erklärt, daß er und ſeine Freunde nicht in
der Lage ſind, für die Steuererhöhung ſtimmen zu können.
Hätte der Magiſtrat rationeller gewirtſchaftet, dann hätte er
jedenfalls beſſer abgeſchnitten. Durch die bekannte Behandlung
der Streiks ſei die Steuerkraft der Arbeiter ganz bedeutend
gelähmt worden. Auch durch die Uebernahme und Bewirt-
ſchaftung der Güter Ammendorf- Beeſen in eigene Regie hätte
er profitieren können. Solche Güter werden jetzt bedeutend
höher eingeſchätzt wie früher. Auch für patriotiſche Zwecke hätte
brauchen nicht ſo viel Geld ausgegeben zu werden und an den
Gehältern der höheren Beamten hätte können geſpart werden.
Aus dieſen und anderen Gründen könne er für den Etat nicht
ſtimmen.

Darauf wurde das Kapitel Steuererhöhungen in der von
der Finanzkommiſſion vorgeſchlagenen Formt, 135 Prozent
Einkommenſteuer und 160 Proz. Realſteuern, feſtgeſetzt.
2. Die Rechnung über das Kapitel 10, Schulweſen
für 1899, wird feſtgeſetzt.

Seitens des Stadtv. Richter wird moniert, daß vielfach
Anſchaffungen gemacht worden ſind, die häufig W

ſtimmt. Nur unſere Genoſſen und S 28 bürggrkce Stadt

wurden. Er beantragt, in Zukunft vorſichtiger zu handeln,
wodurch der Stadt Mittel geſpart werden könnten. ei der
Vergebung warmen Frühſtücks an arme Schulkinder habe man
verſchiedene Sorten Mehl, 10 und 15 Pfg. pro Pfund, ange-
ſchafft; da möge man einheitlich handeln, auch bezüglich der
Brötchen. Ebenfalls zu monieren ſei es, daß bei dem Erlaß
von Schulgeldern jedenfalls nicht vorſichtig genug vorgegangen
worden iſt. Nur bei der allergrößten Bedürftigkeit ſollte
Schulgeld in voller Höhe erlaſſen werden. Auffällig erſcheine
es, daß dieſe Vollerlaſſe meiſtens Söhnen von Paſtoren und
dergl. Beamten zu gute gekommen ſind. Auch andere Bürger
ſollten berückſichtigt werden. Zu beantragen ſei, daß beſonders
bei dem Erlaſſen des Schulgeldes in vollen Höhen die Ein-
kommen und Vermögensverhältniſſe unterſucht werden. Dieſen
Anträgen wird zugeſtimmt.

4. Die Turnhalle auf dem Roßplatze als Schanklokal
während der Märkte wird der Witwe Meta Thurm zu dem
Gebote von 2000 Mark vermietet.

5. Ein Autrag, die Zahlung der Gehälter an das Lehrer-
perſonal durch die Steuererheber in den Schulen bewirken zu
laſſen, wurde angenommen.

7. Der Ausbau der Vernhardyſtraße zwiſchen den
Straßen D und E wurde beſchloſſen.

11. Die Verſicherung der geſamten ſtädtiſchen Feuerver-
ſicherungsobjekte rief eine längere Diskuſſion über die Frage
der Selbſtverſicherung in der Kommune hervor. Stadtv. Grote
redete der Selbſtverſichernng ſtark das Wort. Oberbürgermeiſter
Staude vertrat aber die Anſicht, daß das Riſiko, das die
Stadt übernehmen müßte, zu bedeutend ſei. Man verſichere
doch nicht nur gegen Feuer, ſondern auch gegen Blitzſchlag, Ex
ploſionsgefahr e. Der Antrag, die Verſicherungen nur auf einJahr zu prolongieren und in der Zwiſchenzeit Unterlagen zur
Selbſtverſicherung zu beſchaffen, wurde abgelehnt. Dann wurde
der Antrag des Magiſtrats, die Verſicherungen wie bisher mit
den früheren vier Geſellſchaften abzuſchließen, angenommen.
Die nicht angeführten Punkte wurden vertagt.

15. Der Wahlproteſt wurde einſtimmig für unerheb-
lich erklärt und die Gültigkeit der Stadtverordnetenwahl des
3. Bezirks wurde ausgeſprochen. Der einzige Proteſt iſt, ſo
führt der Referent Stadtv. Dr. Keil aus, von einem Fiſcher-
meiſter Kupper eingereicht worden. Nachdem Redner das
Wahlergebnis mitgeteilt hat, wonach unſere Genoſſen Krüger
und Thiele 58 bezw. 55 Stimmen über die Majorität haben,
verlieſt er die Gründe des Proteſtes, in denen es heißt, daß
von der Majoritätspartei „eine große Anzahl“ Wahlſchwinde-
leien begangen worden ſind. Die Wahlkarten wären abgeholt
worden und dann wären darauf zu gunſten der Majoritäts-
partei die Stimmen abgegeben worden. Dieſes ſei in minde-
ſtens 20 Fällen geſchehen und es dürfte nicht ſchwer ſein, noch
mehr Fälle zu erweiſen. Es handle ſich hier um ein verwerf-
liches Wahlmanöver, ſo erklärte der Fiſchermeiſter Kupper. Der
Referent meinte aber, die amtlichen Erhebungen haben nicht
ergeben, daß in mehr als in 20 Fällen falſch gewählt worden
ſei. Jn einigen Fällen ſind die Thäter ermittelt, die der Be-
ſtrafung nicht entgehen werden. Auf Grund dieſes Proteſtes
könne aber die Wahl nicht für ungiltig erklärt werden, da die
falſch abgegebenen Stimmen auf das Ergebnis nicht von Ein-
fluß ſind. Rechne man den beiden Gewählten je 20 Stimmen
ab, ſo bleibe doch immer noch eine Majorität von 35 und 38
Stimmen. Er beantrage, die Gültigkeit der Wahl auszuſprechen,
Herr Kupper könne ſich ja dann beſchweren, wenn er damit
nicht einverſtanden ſei.

Stadtv. Emmer bemerkt, ſeiner Anſicht nach ſei die Wahl
ſo vorſichtig geleitet, daß man an Wahlſchwindel gar nicht
denken könnte. Es war doch gewiß dort genügend unifor-
mierte und Kriminal- Polizei thätig. Wenn Unregelmäßigkeiten
vorgekommen ſind, ſo ſei das bedauerlich: er müſſe ganz ent-
ſchieden dagegen Verwahrung einlegen, wenn ſeine,
Redners, Partei für die Dinge verantwortlich ge-
macht werden ſolle. Er verurteilte jede Wahlbeeinfluſſung
in jeder Form. Die Arbeiter ſind, wo ſie dort ſo genau be-
obachtet werden, viel zu vorſichtig dazu, ſo etwas zu machen,
und nicht mit Unrecht beſteht die Vermutung, daß die gegneriſchen
Parteien mit der Sache vielleicht haben der Sozialdemokratie
ein Kuckucksei in das Neſt legen wollen. Die Sache erſcheine
nicht ſo klar, wie ſie hingeſtellt werde. Für den Proteſt legte
ſich niemand in das Mittel und der Vorſteher erklärte dann,
da gegen den Antrag, die Wahl für giltig zu erklären,
keine Einwendungen gemacht werden, daß die Sache erledigt ſei.

Schluß der Sitzung 9 Uhr.

Lokales und Provinzielles.
Halle a. S., 11. März.

Für giltig erklärt
wurde noch kurz vor Schluß der geſtrigen Stadtverordneten
ſitzung vom Kollegium die Nachwahl im dritten Bezirke. Schon
am Sonnabend ließ der Proteſterheber in der Halleſchen
Zeitung erklären, daß er ſich bei dem eventl. Giltigkeitsbeſchluſſe
des Stadtverordnetenkollegiums nicht beruhigen ſondern an
den Bezirksausſchuß appellieren werde. Jnzwiſchen wurde auch
der Name des Proteſtlers bekannt. Es iſt ein Herr Kupper,
ſeines Zeichens Fiſchermeiſter und im Nebenamte Vorſtands-
mitglied des dritten kommunalen Wahlvereins. Er fühlte ſich
berufen, dem angeblich von den Sozialdemokraten ſo ſchwer
verletzten Recht Genugthuung zu verſchaffen. Zwar klang die
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Proteſtlerei etwas verdächtig, da die Einreichung in ſehr ge
heimnisvoller Weiſe vor ſich ging. Kein Menſch, außer denen,
die auf amtlichem Wege davon Kenntnis bekommen hatten,
wußte den Namen des proteſtierenden ſtimmfähigen Bürgers.
Je näher indes der Tag heranrückte, an welchem über die
Giltigkeit der Wahl entſchieden werden ſollte, deſto nervöſer
ſcheint Herr Kupper geworden zu ſein. Er ließ ſchon vor der
Entſcheidung erklären, daß er weiter proteſtieren werde, obgleich
er nicht wiſſen konnte, wie der Beſchluß über ſeinen Proteſt
ausfällt. Daß der ſtimmfähige Proteſtierende Vorſtands-
mitglied des dritten kommunalen Wahlvereins iſt, obwohl
dieſer Verein beſchloſſen hat, Proteſt nicht zu erheben, iſt
natürlich nur Zufall. Jedenfalls iſt dieſe Methode völlig
neu, daß ein Mitglied ſich über Vereinsbeſchlüſſe hinwegſetzt,
die von ſo ſchwerer Tragweite ſind, und der Verein keine Ver
anlaſſung nimmt, ein ſolches Mitglied zu rektifizieren. Jndes,
wir kennen die Kommunalvereinler und erklären uns darnach
das Zuſtandekommen des Proteſtes. Man war nun bei der
Beratung geſpannt, welche haarſträubenden Wahlunregelmäßig-
keiten dieſer Proteſt nach weiſen würde. Dieſe Spannung
ließ jedoch bald nach und als der Referent, Herr Dr. Keil,
geendet hatte, fragte man ſich unwillkürlich: Jſt das alles
Und es war alles! Herr Kupper hat ſich ſeinen Wahlproteſt
ſehr leicht gemacht. Er nahm einfach den Generalanzeiger
her und ſchrieb nach, was dieſer in mehreren Nummern über
die angeblichen Wahlſchwindeleien gebracht hatte. Das war
das Material zu dem ſo oſtentativ in Szene geſetzten Wahl-
proteſt. Es kann mit Fug und Recht behauptet werden, daß
auf nichtigere Dinge und auf beweisloſere Vermutungen
ſich ſelten ein Wahlproteſt geſtützt hat, als der von Herrn
Kupper eingebrachte, ſo daß ſelbſt der Referent zu er-
klären gezwungen war Ja, meine Herren, das ſind alles
nur Vermutungen. Das Kollegium beſaß Selbſtachtung
genug, die Vermutungen des Herrn Kupper einer Würdigung
nicht zu unterziehen. Nachdem unſer Gen. Emmer ſich
dagegen verwahrt hatte, daß etwaige Wahlſchwindeleien von
unſerer Partei bezw. von den leitenden Jnſtanzen gebilligt
worden ſeien, erklärte der Stadtverordnetenvorſteher, da ein

Gegenantrag zu dem des Referenten, der die Giltigkeit der
Wahl beantragt hatte, nicht eingegangen war, daß das Kolle-
gium damit die Giltigkeit der Wahl ausgeſprochen habe.
Wenn Herrn Kupper dieſe Thatſache, daß nicht ein einziger der
kommunalvereinlichen Stadtverordneten für ſeinen Proteſt eintrat,
nicht Verurteilung genug iſt, dann mag er weiter proteſtieren.
Für uns iſt dieſe Angelegenheit inſoweit durch den geſtrigen
Beſchluß geklärt, als Gen. Thiele, ſelbſt wenn Herr Kupper
die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes anruft, in das Stadt-
verordnetenkollegium einzieht.

Aus der Stadtverordnetenverſammlung.
Auch geſtern hatten ſich im Zuhörerraum viele unſerer Ge

noſſen und auch Herren aus den bürgerlichen Kreiſen eingefunden, um das Schickſal des Wahlproteſtes zu erfahren. Ihre

Geduld wurde auf eine harte Probe geſtellt, und als der Zeiger
bald auf die 8. Stunde gerückt war und das Kollegium noch
immer den 1. Punkt der Tagesordnung beriet, ſchwand bei den
meiſten die Hoffnung, daß der Wahlproteſt noch erledigt werden
könnte, und ſie entfernten ſich allmählich, ſo daß bei der Be
ſchlußfaſſung über den eigentlichen Gegenſtand ihres Intereſſes
kaum noch ein Dutzend Zuhörer anweſend waren. Bei dem
ſchon angezogenen 1. Punkt, der zugleich die Entſcheidung über
die Höhe der Steuerzuſchläge brachte und das Schickſal des
Projektes auf Uebernahme der Straßenreinigung in ſtädtiſche
Regie entſchied, ſchwirrte die Diskuſſion auf alle möglichen
Gebiete über. Von der „Kunſt“debatte bei der Forderung für
das ſtädtiſche Muſeum ſprang man über auf die Straßen-
reinigung, dann ſprach man von der Bauplatzſteuer, der
Petition der Bodenreformer und ſchließlich endete man bei der
Forderung, auf die Betriebsſteuer einen Zuſchlag in Zukunft
nicht mehr zu erheben. Nur zwei Punkte ſind der beſonderen
am wert, die bewilligte Steuererhöhung um 15
und die a ſtädtiſche Straßenreinigung. Wir
können uns in beiden Fällen ein näheres Eingehen ſparen, dawir ſchon mehrfach die in Frage ſtehenden Punlte behandelt

haben. Durch die vorgenommene Streichung der im Etat für
die Einführung der Straßenreinigung eingeſtellten 33000 Mk.
iſt dieſes Projekt abermals unerledigt. Wir werden die Straßen-
reinigung durch die Stadt ab 1. Juli dieſes Jahres nicht be
kommen und die Wortführer der Hausbeſitzer in der geſtrigen
Sitzung, die Herren Gygas und Grote, ließen keinen Zweifel
darüber, daß die Hausbeſitzer nach dem Grundſatz zu handeln
edenken: Zeit gewonnen, alles gewonnen! Lehnt der Magi-
trat es diesmal ab, die Straßenreinigung ihnen koſtenlos

abzunehmen, ſo iſt damit nicht t daß er in einem oder
in zwei Jahren hausbeſitzerfeindlicher geworden iſt. Jn
der That hat dieſe Kombination aus der geſtrigen Haltung des
Magiſtrats neue Nahrung en denn außer dem Dezertnen-ten für dieſe Materie, dem Stadtrat Schnackenburg, legte ſich

nach einer kurzen n des Oberbürgermeiſters kein
Magiſtratsmitglied für die Vorlage, die zugeſtandenermaßen
Er Arbeit verurſacht hat, ins Zeug. Man überließ ſie ihrem

chickſal. Wer wagt angeſichts dieſer Vorkommniſſe die Be
hauptung zu widerlegen, daß die Stadt Halle nach dem Willen
der Hausbeſitzer verwaltet wird

Von dem Tuch Verſandhaus Conrad u. Kamberg
in Kottbus liegt der heutigen Nummer eine Anpreiſungs-
offerte bei.

„Probleme der Handelspolitik“. Gen. Pfeiffer ſchreibt
uns: Jm letzten Bericht über die Verſammlung des Sozial-
demokratiſchen Vereins, in welcher Gen. Swienty über das
Thema Probleme der an referierte, iſt auch der vom
a thatſächli ren Satz wiedergegeben:Auch in einer künftigen ſozialiſtiſchen Geſellſchaftkann unter Umſtänden ein h notwendig
ſein.“ Dieſer Satz iſt aber meines Erachtens nach nicht richtig
Eine ſozialiſtiſche ehe aft wird dieſen Schutzzoll nicht
brauchen, denn dieſe Geſellſchaft iſt als Ganzes Beſitzerin ſo
wohl der Produktions- wie auch der Konſumtionsmittel, an
denen wiederum jedes einzelne IJndividuum dieſer Geſellſchaft
artizipiert. Iſt alſo in einer ſozialiſtiſchen Geſellſchaft, und
ei ſie ſelbſt von kapitaliſtiſchen Staaten umgeben, an irgendeinem Produkt Ueberfluß vorhanden, ſo wird dieſe ehe gft

ſich hüten, ſolche erte welche ſie ſelbſt mehr als zur Ge
nie hat oder anfertigen kann, rer emand anderem abzu
nehmen. Hat aber die ſozialiſtiſche
Produkt ngel und kann dieabhelfen, ſo wäre ee Selkſtmert, dieſes

eſe ſt an irgend einem
elbſt heraus nicht

ro zu verteuern,
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geben und geben können. Der Swientyſche Satz könnte uns
von jedem Befürworter der heute Klar Wucherzölle ent
gegengehalten werden und unſere Ägitation gegen dieſe Zölle
m erſchweren.

nmerkung: Die an ſich zutreffenden Bemerkungen des
Seneſſe Pfeiffer werden hinfällig, weil ich nicht die ſozialiſtiſche
Geſellſchaft in ihrer größtmöglichſten Vollkommenheit im Auge
gehabt habe, ſondern das Uebergangsſtadinum, das nach
meiner Anſicht durch längere Zeit hindurch beſtehen wird, wodie ſozialiſierte Geſellſchaft teilweiſe unter den Formen der
kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe wird wirtſchaften müſſen. Für
den Beſtand der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft eines beſtimmten
Staates oder einer Nation iſt die wirtſchaftliche Selbſt
ſtändigkeit Vorausſetzung, ſo lange die Sozialiſierung nicht
in den anderen Kulturländern gleichfalls vollzogen iſt. Zur
Erreichun per Selbſtändigkeit können in dem Uebergangs-
ſtadium ſich Schutzmaßregeln nicht ein Schutzzoll
notwendig machen, wenn die kapitaliſtiſchen Staaten Maß-
nahmen treffen. die auf einen wirtſchaftlichen Ruin der ſozia
liſierten oder zu ſozialierenden Geſellſchaft hinauslaufen.

Jm übrigen war die Bemerkung ganz beiläufig gethan. Es
kann darüber gelegentlich im Sozialdemokratiſchen Verein ge
ſprochen werden, obwohl die Zeit, wo eine ſolche Frage einmal
aktuelle Bedeutung erlangen könnte, noch in der Ferne liegt.Eine Ausbeutung der Bemerkung durch die Zollwucherer be-
fürchte ich nicht. Zu einer ſolchen Ausbeutung wäre meine
eingehend dargelegte und begründete Anſicht doch viel eher ge
eignet, daß das klaſſenbewußte Proletariat in beſtimmten
Staaten und unter beſtimmten Umſtänden auch in der kapita-
liſtiſchen Geſellſchaft ſchutzzöllneriſch wirken könnte dann
nämlich, wenn der Schutzzoll zur wirtſchaftlichen Selbſtändig-
machung gert iſt und die Dinge ſo liegen, daß eine Ver-
ſchlechterung der Lebenslage der Bevölkerung nicht eintritt
kurz, wenn der Schutzzoll ein revolutionierender

Faktor iſt. mienty.Stadtbahn. Fahrplan ab 1. April
Abfahrt der erſten letztenWagen:

Linie 1 mit 3 v. d. Artillerie-Kaſerne 6.21 Uhr 11.03 Uhr
vom Steinwege 627 11.03

Linie 2 vom Haupt-Bahnhoſe 6.23 1105Hettſtedter Bahnhofe 6.223 11.05
Linie 4 vom Haupt- Bahnhofe 6.221 11.03

von Wittekind 621 11.03Linie 5 an Wochentagen v. Wittekind 6.10 10.09
Trotha 626 10.226Sonntagen Wittekind 6.10 10.33
Trotha 6.26 10.50Linie 6 vom Haupt- Bahnhofe 6.27 11.03

öllbergerwege 6.26 11.02Wagenfolge: Linie 1 mit 3, 2, 4 und 6 alle 6 Minuten,
Linie 5 alle 12 Minuten.

Arbeiter-Sekretariat Halle a. S., Geiſtſtrafze 21,
1. Hof II. Monatsbericht. Jn der Zeit vom 1. bis 28. Februar
haben das Sekretariat 570 Perſonen in Anſpruch genommen.
Von den vorgebrachten Anliegen betrafen: Unfälle 65, Ar-
beitsdifferenzen 48, Jnvalidenverſicherung 47, Steuerreklamation
39, Mietsſtreitigkeiten 37, Krankenverſicherung 35, Alimentation,
Dienſtbotendifferenzen je 33, Forderungen 27, Strafſachen 23,
Erbſchaft 22, Eheſcheidung, Militärreklamation je 13, Zivil-
klagen 10, Zahlungsbefehl, Lehrlingsdifferenzen, Vereinsange-
legenheiten je 9, Privatklagen, Armenunterſtützung je 8, Pfän-dung, Straſbefehl Bücherbeſtellung je 6, Stadtverordnetenwahl,

Schadenerſatzklagen je 5, Jnterventionsklagen n W 4,Adreſſenermittelung, Für ſorgegefiehnng, Strafaufſchub Lebens-
verſicherung, Wandergewerbeſchein, Offenbarungseid, Erlangungder Kon eſſion Gerichtskoſten, Verehelichung je 3, Vormund-

Hundeſteuer, Bauerlaubnis, Naturaliſation je 2,
chlafſtellenweſen, Annahme an Kindesſtatt, Feuerverſicherung,
tentanmeldung, Grenzre nlierung Entmündiäung Hebammen-tare, Viehverſicherung, Zeu engebühren, Stellenvermittelun

je 1. Erledigt wurden durch mündliche Auskunft 389, auſchriftlichen Wege 181 Fälle. Nach Stand oder Beruf geordnet

verteilen ſich die Beſucher wie folgt: Arbeiter 421, Witwen 44,
Dienſtboten 32, Ehefrauen 31, ſelbſtändige Gewerbetreibende 15,
Arbeiterinnen 13, Lehrlinge 6, Verkäuferin, Tanzlehrer, Kaſſen
bote, Werkmeiſter, Muſiker, Kaufmann, Krankenpflegerin, Land-
wirt je 1. Von den Arbeitern waren organiſiert 308, die ſich
a die einzelnen Verbände folgendermaßen verteilen: Metall
arbeiter 58, Maurer 53, Fabrikarbeiter 29, Bauarbeiter 21,
Holzarbeiter 19, Bergarbeiter 16, laut 12, Fande und
Transportarbeiter 10, Maler 9, Tabakarbeiter, Glaſer, Schmiede
je 7, Schuhmacher, Maſchiniſten und Heizer, Brauer, Buch-
drucker, Steindrucker je 5, Müller 4, Konditoren. Brauerei-
arbeiter, Schneider je 8, Stukkateure, Dachdecker, Böttcher,
Textilarbeiter je 2, Bildhauer, Sattler, Handſchuh-
macher, Kupferſchmiede, Tapezierer, Steinarbeiter, Buch
binder, Töpfer, Barbiere je 1. Jhren Wohnſitz hatten in
Halle nebſt eingemeindeten Vororten 370, Eisleben, Teutſchenthal
je 8, Weißenfels 5, Paſſendorf, Ammendorf je 5, Dieskau, Oppin,
Vettin, Gutenberg, Zeitz, Nietleben je 4, Herzberg, Holzwei ig,
je 3, Morl, Teicha, Roitzſch, Langenbogen, Osmünde, Leipzig,
Naumburg, Zwintſchöna, Lebendorf, Sangerhauſen, Trebnitz,
Bruckdorf, Querfurt, Naundorf, Sandersdorf, Ermsleben, Hohes-
dorf, Schwoitzſch, Delitzſch, Staßfurt, Seeben, Wallwitz, Rehms-
dorf, Hohenmölſen, Landsberg, Wittenberg Könnern, Domnitz
Lieskan je 2, Kämmritz, Kreisfeld, Pouch, Nordhauſen, Dörſte-
witz, Rabatz, Amsdor Luckenau, Peißen, Bethau,
Wehtau, Kö u Oberthau, Freyburg, Zöberitz Koſtrebau,Thaldorf, R uln, Eisdorf, Pölsfeld, Grebehna,
Schkenditz, Oberheldrungen, e hen Spickendorf, Bitterfeld,
Altranſtädt, Loebejün, give ortmund, Friedrichsſchwerz,

ſterfeld, e Sallgaſt, Korbetha, Obhauſen, Niemberg,
erſchen, Greppin, Chemnitz, Leopoldshall, Gröbers, Köthen,
eidau, Petersberg, Lichtenburg Harsdorf, Teuchern, Döllnitz,eutleben, Wörmlitz, Pirkau, Drebkau, Schafſtädt, Werkewit,

Kütten, Teuditz, Weiſekurg Sararign, Burgheßler, Aue, Lette-
witz, Gaumnitz, 9ſ ſt, Webau, Pranitz, iersdorf, Zetſch,
Reldeburg, Oberneſſa, Klein-Görſchen, Deuben, Sorau, Ayls
dorf, Breitenbach je 1 der Parteien.

ei jedem Beſuch iſt das Verbandsbuch vorzuzeigen.

Dre cdeso ſammlun
ſagt, die Landesverſa thabe am Sonntag vor acht Tagen in Offenbach

fund en. Das iſt falſch: es muß heißen Offenburg.
GFeſtorben ſind in der vergangenen e in Halle-Süd

39 Perſonen und zwar an: Un ekannter Todesurſache 2,
Krämpfen 1, Schenkelbruch 1, Schwäche 7, Herzfehler 2, Blaſen-
ausſchlgg Schwindſucht 7, Darmrefektion 1, Hirnhautent-
zündung 1, Gehirnſchlag 1, Selbſtmord Lungenentzün m
Krebs 1, Diphtherie 1, Phimoſe 1, Drüſenvereiterung 1, Ge
hirnhautentzuündung l, renentzündung 1, Arterioſeleroſe 1,
dazu Totgebirrten 3. arunter befinden ſich 3 in hieſigen
Krankenhäuſern verſtorbene Ortsfremde.

In Halle Norv verſtarben in derſelben Zeit 19 Perſonen und
n an: Lungenödem 1, chron. Lungenkatarrh 1, Brechdurch

Jm Leitartikel der geſtrigen Nummer iſt
der badiſchen arteinen ger

tattge

1, Scharlach l, Erweichungsherden im ehirn 1, Herz-in Jkterus 1, Vungenentzlndung 3, Sovbr i Luftröhren-
entzündung reniden 1, Darmkatarrh 1, Tuberkuloſe
Altersſchwäche unbetannter Todesnrſache 1, dazu Totgeburten

Darunter befinden ſich 3 in hieſigen Krankenhäuſern ver
n dern Varegn des Stgdt Theaters. Sie

adt it-u n ü lebe das Leben wird morgen, Mitt-

neues Mitn W gegeben. Das Farben Abonnement iſt für
die Premiere aufgel well Aufführung von Altn J t rot.) nSee deren a g Wird fur greita

Mozarts Don Juan vorbereitet. Das Meiſterwerk wird ſzeniſchvollſtändig neu eingerichtet. Die Titelpartie ſingt Herr Fanta.

S Ueber die Zeitz-Camburgex Bahn, wo na-
mentlich oft Ueberfüllung der Wagen 4. Klaſſe vorkommt, wird
ſehr oft und lebhaft von den Fahrgäſten Klage geführt. So
iſt erſt am 7. März es geweſen, daß in dem Zuge, der in Zeitz
um 6 Uhr 20 Minuten abfährt, ſämtliche Fahrgäſte in einem
Wagen 4. Klaſſe Platz nehmen mußten, trotzdem zwei Wagen dieſer
Abteilung im Zuge mitgeführt wurden, der zweite Wagen ſei,
ſo hieß es, für die auf Station Groitzſchen einſteigenden Paſſa
iere beſtimmt. Jn dem Abteil, in dem unſer Gewährsmann
latz nahm, waren 37 Perſonen anweſend, alſo 12 mehr als

nach der Anſchrift darin ſein ſollten. Das ſind Mißſtände,
die nicht vorkommen ſollten. Die Mehrzahl der Leute ſind
vom ſchnellen Gehen erhitzt, ſie kommen zumeiſt von der Arbeit
und da iſt es wahrhaftig nicht geſund und angenehm, wenn
dieſe nun Ausdünſtungen ausſtrömenden Menſchen ſo eng
n werden. Die Bahnverwaltung hat dieflicht darauf zu ſehen, daß die im Jntereſſe der Ordnung
und Geſundheit erlaſſenen Vorſchriften auch befolgt werden.
Bis Droyßig kann immer bei dieſem Zuge, der von vielen
Arbeitern benutzt wird, ein Wagen mehr mitgeführt werden.
Die Paſſagiere der anderen Klaſſen ſind ſolchen Zuſtänden
nicht ausgeſetzt.

Luckenau. Die Kriſe im Bergbau. Auch bei uns in
der BraunkohlenJnduſtrie hat die Kriſis noch nicht ihren Höhe-
punkt erreicht. ſo ſind bei der Zeitzer Paraffin- und Solaröl-
Fabrik auf Grube Neue Sorge 42 und auf Grube Gottlob
20 Mann gekündigt worden. Man ſieht hieraus, daß zu dem
großen Heer der Arbeitsloſen täglich neue Scharen hinzu-
kommen und Not und Elend im Wachſen begriffen ſind.
Theißzen. Jn der am nächſten Donnerstag abends 7 Uhr
im Gaſthof zur Goldenen Krone ſtattfindenden Gemeinderats-
ſitzung ſteht u. a. der Etat zur Beratung. Auch handelt es ſich
um die Waſſeranlage und die Kanaliſierung. ie Genoſſen
mögen ſich deshalb als Zuhörer einfinden.

Delitzſch. Die wirtſchaftliche Lage wirkt auch läh-
mend auf unſere Bewegung. Daß dies nicht ſchlimmer wird,
dafür kann jeder Genoſſe Sorge tragen. Lange Arbeitsloſig-
keit kann manchen hindern, ſeinen Parteipflichten voll nach-
zukommen, aber trotzdem muß er immer thätig ſein. Wenn ihm
z. B. das Halten der Parteipreſſe nicht mehr möglich iſt, ſo ſoll
er ſich einen oder mehrere Mitleſer ſuchen, anſtatt abzubeſtellen.
Jn dieſer Beziehung hat unſere Preßkommiſſion ſchönen Erfolg
gehabt. Auch das Ausſcheiden aus den Gewerkſchaften und
anderen Arbeitervereinen iſt nicht notwendig, denn bei Arbeits-
loſigkeit werden die Beiträge geſtundet. Auch der Verſamm-
lungsbeſuch darf nicht vernachläſſigt werden. Haben die arbeits-
loſen Genoſſen nicht immer die Mittel, dieſelben zu beſuchen,
ſo müſſen es die anderen deſto mehr thun. Aber da hapert's
manchmal gewaltig. Sehen wir uns nur einmal die Verſamm-
lungen des Sozialdemokratiſchen Vereins an; da iſt
mancher Genoſſe, der ſich das ganze Jahr nicht ſehen läßt.
Manche andere „Größe“ könnte es ſich auch zur Pflicht machen,
ſich einmal dort ſehen zu laſſen. Denn mit dem bloßen Kriti-
ſieren und Spintiſieren am Biertiſch und auf der Promenade
iſt uns nicht geholfen. Die Antiſemiten fordern auch dieſes
Jahr die Eltern der Konfirmanden auf, nicht bei Juden zu
kaufen. Wir möchten den Genoſſen den Rat geben, in erſter
Linie die Geſchäftsleute zu unterſtützen, die treu zu uns halten.
Das iſt eine Pflicht, die jeder erfüllen kann.

Eisleben. Auch eine Widerlegung. Der reichstreue
Bergbote ſchreibt: Gegenüber der gehäſſigen, auf Herabſetzung
der Verwaltung berechneten Notiz in der Beilage zum Volks-
blatt vom 13. Februar d. J., Nr. 37, über Kürzung der Arbeits-
zeit, Lohnreduktion und Arbeiterentlaſſung auf der Maſchinen-
werkſtatt bei Hettſtedt können wir aus ganz ſicherer Quelle
mitteilen, daß von den auf der Maſchinenwerkſtatt entlaſſenen
50 Arbeitern 38 auf anderen gewerkſchaftlichen Werken Be
ſchäftigung gefunden haben, 2 unter Zurückziehung der Kün-
digung auf, der Maſchinenwerkſtatt vorläufig weiter beſchäftigt
werden, während 10 Arbeiter es vorgezogen haben, ſich in der
Fremde Arbeit zu ſuchen.

Der frumbe Bergbote ſchweigt ſich aber wohlweislich drüberaus, mit welchen Löhnen die 38 Arbeiter auf anderen Werken
Beſchäftigung erhalten haben, ebenſo kann er nicht leugnen,
daß 10 Arbeiter ihr Bündel ſchnüren hre Was hat alſo
das Mansfelder Weltblatt von den „Gehäſſigkeiten“ des Volks
blattes widerlegt? U. A. w. g. LMagdeburg. Die Preſſe des aufgeklärten Bürger-
tums und das Geſundbeten. Die Magdeburger Zeitung
hatte kürzlich einen geharniſchten Artikel gegen den Unfug desGeſundbetens gebracht. Sie hat aber bald ſchwere Gewiſſens

biſſe wegen dieſer Sünde gegen den Heiligen Geiſt empfunden
und hat in einer ihrer letzten Nummern dem Artikel eines
frommen Herrn Raum gegeben, der für das Geſundbeten
kräftig Reklame macht. Der Jünger der chriſtlichen Wiſſen-
ſchaft erzählt, er ſei ſehr leidend geweſen ein armer Lazarus,
der peſt gNagenlress und Maſtdarmfiſtel fürchterlich geplagt
worden iſt.Man fühlt heftiges Mitleid, ſchreibt unſer Magdeburger
Parteiblatt zu dem frommen Ärtikel in dem Organ des ge-
bildeten Bürgertums, wenn man die zahlreichen Krankheiten
lieſt, die den Unglücklichen peinigten. Namentlich die Maſtdarm-
fiſtel ſaß feſt; alle Mittel und die genialſten Aerzte konnten
nicht helfen.

Da eines Tages hatte der Kranke das Glück, eine hoch-
ſtehende Perſönlichkeit“ kennen zu lernen, die ihn auf das Heil-
kröftige des „Geſundbetens“ aufmerkſam machte. Hannover
wurde dem Patienten als beſonders geeigneter Ort für Geſund-
beten empfohlen und dort wandte ſich der Gemarterte auch an
den ihm von der „hochſtehenden Perſönlichkeit bezeichneten
Gottesmann, der das Geſundbeten aus dem ff. verſtand. Und

richtig! Es half! s AnUnter der Wirkung des Geſundbetens, dieſer einzig h
mäßigen Heilmethode, verſchwand der Magenkrebs, das Darm-
leiden und zuguterletzt ſogar die hartnäckige Maſtdarm
fiſtel. Als der moderne Hiob Hannover aufſuchte, wog er
152 Pfund; als er aber von dort Abſchied nahm 198 Pfund;
ſo dick hatte er ſich inzwiſchen gebetet.

Und ſolche Geſchichten tiſcht die Magdeb. Ztg. ihren Leſern
auf. Das Blatt muß freilich ſelbſt am beſten wiſſen, was es
ſeinem Publikum bieten darf.

Kleine Drovinzial- Nachrichten.
Jn einer Brifettfabrik bei Mücheln wurde dem Arbeiter

Thieme durch Reißen einer Kette eine Backe abgeriſſen und
ſämtliche Zähne auf der einen Seite ausgeſchlagen.
den Verunglückten eintretende Arbeiter ſtürzte kurz darauf in
ein Loch und brach ein Bein. an Helbra brach infolge

Sturzes der Arbeiter Koch auf einer Dampfziegelei ein
ein.

Stadt Theater.
Als Redakteur Bolz gaſtierte geſtern in Guſtav Jre tags

Journaliſten Herr J. Wendt vom Hamburger Schauſpiel-
hauſe auf l Die Rolle iſt inſofern glücklich gewählt,
weil ſie dem Darſteller Gelegenheit bietet, ſich als Salonheld,
als Liebhaber und ſozuſagen als „Menſch ſchlechthin“ zu zeigen.
Herr Bolz nützte ſeine Rolle aus. Mangelte ſeinem Spiele im
erſten Akte an einigen Stellen die ungezwungene Natürlichkeit
und wirkte die Forcierung auf das Publikum erkältend, ſo
wußte Herr Wendt in den folgenden Akten ſo viel natürliche
Friſche mit Gewandtheit zu verbinden daß der ſchelmiſche
aber troßdem ernſthafte Charafter, den der Dichter von Soll
und Haben“ der Rolle verliehen wiſſen will, vorzüglich zum
Ausdruck gelangte. Daß der Gaſt der Akuſtik des Hauſes nicht
allenthalben gerecht wurde, ſoll ihm nicht als Mangel ange
rechnet werden. Die Direktion würde, nach der geſtrigen

Der für

Probe zu urteilen, mit Engagierung des Herrn Wendt unſerer

Bühne eine wertvolle Kraft zuführen. Th.
Gerichtsſaal.

Strafkammer.
Halle a. S., 8. März 1902.

Ein häßlicher Racheakt führte den jährigen Arbeiter
Franz Smaczik von hier, mehrfach vorbeſtraft, wegen verſuch-
ter Erpreſſung auf die Anklagebank. Er arbeitete im Dezember
bei dem Baumeiſter Loeſt, wo er von den Schornſteinmaurern
auf der r als Handlanger beſchäftigt war. Als er 30 Pf.
Stundenlohn bekam, war ihm das zu wenig, und er drohte,
wenn er nicht mehr Lohn bekomme, werde er die Haſpelſeile
durchſchneiden. Am nächſten Tage war wirklich ein Seil kaput;
es konnte aber nicht feſtgeſtellt werden, ob das Seil durch-
ſchnitten oder geriſſen war. Der Angeklagte beſtritt, der Thäter
geweſen zu ſein. Er bekam Zulage, nicht aber etwa wegen der
Drohung und wurde nachträglich von Voeſt entlaſſen. Aus
Rache hierüber durchſchnitt er drei Tage nachdem, ſo ergab die
Beweisaufnahme, einen an der Lokomobile befindlichen Treib-
riemen auf Loeſts Hof. Der Schaden war jedoch nicht erheblich.
Der Angeklagte wurde antragsgemäß zu 3 Wochen Gefängnis
verurteilt.

Der Kongreß in Tours.
Jaures ſtimmt mit Deville überein, daß das Programm an

die Revolution von 1789 anzuknüpfen habe. Wir ſind die Logiker
der Demokratie. Auch das ſoll im Programm geſagt ſein, das
wird uns neue Kraft geben. Jch unterſchätze nicht die Be-
deutung der ökonomiſchen Entwickelung und der des Proletariats
ſchon ſeit Louis Philippe. Aber das allein genügt nicht.

Der Entwurf des Generalkomitees rechnet nicht genug mit
der neueſten Entwickelung. Revelin beruft ſich immer auf das
Erfurter Programm. Hat aber nicht Bebel die Reviſion dieſes
Programms angekündigt? Sollen wir 1902 das deutſche Pro-
ramm von 1891 abſchreiben Der Entwurf iſt von einem
ozialen Peſſimismus durchdrungen, er ſpricht von einem „Wachs-

tum des ſozialen Elends, der Unſicherheit, des Druckes und der
Ausbeutung“. Nun weiß ich wohl, wie viel Elend es heute
giebt, Optimismus wäre ein Verbrechen. Aber die Dinge ſollen
in ihrer Bewegung dargeſtellt werden. Die Lage des Prole-
tariats iſt in Hebung begriffen, ſeine Verteidigungsmittel ver-
mehren ſich: Gewerfſchaften, Genoſſenſchaften, Arbeiterſchutz-
Gefetzgebung. Wie Adler auf dem Wiener Parteitag ſagte,
würden die Arbeiter ſelbſt proteſtieren, wenn ſie vom „wachſen-
den Elend“ hörten. Nach Marx iſt die Verelendung die not-
wendige Vorbedingung der Revolution. Er ſagt, daß der
Kapitalismus im Gegenſatz zum Feudalismus ſeine Arbeiter
nicht ernähre. Das iſt nicht wahr. Die KataſtrophenTheorie
iſt unrichtig.

Wie wird der Sozialismus ſiegen? Man hat von zwei
Methoden geſprochen von der Reform und der Revolution.
Es iſt aber unhiſtoriſch, ſich auf eine dieſer Methoden zu ver-
ſteifen. Es kann ſein, daß die Reformen ſich nach und nach
zu einer gründlichen Umgeſtaltung auswachſen werden
es iſt aber auch eine ſprungweiſe Wendung möglich in-
folge des Widerſtandes der Reaktion. Ob es zur Gewalt kommt,
kann man nicht beſtimmt wiſſen.

Jm Gegenſatz zu Deville glaube ich, daß die Revolution ſehr
klar definiert werden kann. Wir ſollen Revolutionäre ſein auch
in dem Sinne, daß wir den Kapitalismus nicht mehr als ein
Rechtsſyſtem anerkennen ſondern bloß als einen Gewalts-zuſtand. Wenn aber hſſtoriſche Erſchütterungen eintreten,

irgend ein Zufall, dann darf das Proletariat den
geſetzlichen Boden verlaſſen, ohne ſich von Loyalitäts-Skrupeln
abzuhalten zu laſſen. (Beifall.) Aber es iſt nicht zu vergeſſen,
daß mit dem Worte Revolution Mißbrauch getrieben wurde.
Man hat mit dem Worte um ſich geworfen, ohne die Sa
ernſt zu nehmen. Das iſt Heuchelei, und die Heuchelei iſt nicht
revolutionär. (Lebhafter Beifall.) Die revolutionäre Phraſe
lenkt die Arbeiter von dem Gebrauch der ihnen zur Verfügung
ſtehenden Kampfmittel ab. Wir haben das geſetzliche Recht der
e Organiſation, aber nur ein Zwölftel der Ar-eiter ſind organiſiert. Die Konſumvereine umfaſſen bisher eine
nur unbedeutende Zahl von Arbeitern, und es giebt faſt keine
Produktivgenoſſenſchaften. Die Jdee des Generalſtreiks iſt zu
nichts geworden, weil ſie mit der Revolution gleichbedeutend
wurde. Und doch iſt der Generalſtreik an ſich legal und er
könnte für beſtimmte Forderungen ſehr wirkſam ſein. So aber
hat man durch die Generalſtreik-Jdee die Energie des Prole-
tariats in der Richtung eines eingebildeten Falles von Gewalt-
aktion abgelenkt. Die revolutionären Deklamationen ſind eine
Bürgſchaft für die Kapitaliſten.

Alle großen hiſtoriſchen Umgeſtaltungen ſind von der Majorität durchgeführt worden. Die Rolle der aktiven Minderheit
beſteht nur darin, die Mehrheit hinzureißen, im Namen der
Jntereſſen dieſer ſelben Mehrheit. Man ſoll nicht zu der Mehr-
eit von der Kraft der Minderheit ſprechen

ehrheit die Ueberzeugung der Minderheit mitteilen, um ſie in
die Zepegrirg hineinzureißen! Das iſt freilich ſchwieriger als

s orte über die Revolution zu ſagen! (Lebhafter
eifall.)
Zum Minimalprogramm übergehend, bemerkte Jaures, daßDeville hierüber das meiſte bereits geſagt habe. Es beſteht

allerdings ein Widerſpruch zwiſchen der Verweigerung des
Kriegsbüudgets und der Milizenforderung. Es iſt im Programm
zu ſagen, daß die Partei leidenſchaftlich den Boden des Vater

landes verteidigen will, und eben darum fordert ſie die Volks-
miliz, die, wie Vaillant neulich in der Kammer ſagte, das beſte
Verteidigungsmittel iſt. Die Sozialiſten können alſo erklären,
daß ſie unter dem Milizſyſtem für die Militärausgaben votieren
würden. Redner hat nichts gegen die Aufnahme des General
ſtreiks ins Programm, wenn dieſer nur einen friedlichen und
eſetzlichen Charakter Hätte die Kommune 1871 geſtegt,
o würde es um 30 Jahre früher ein Miniſterium Waldeck-

Rouſſeau gegeben haben. Heiterkeit Jn Spanien würde der
ſiegreiche Generalſtreik weiter nichts als eine Republik herbei
führen, die ſtets von einem militäriſchen Staatsſtreich bedroht
wäre. Jn Belgien hat er 1893 einen halben Erfolg gebracht,
das allgemeine Wahlrecht mit dem Pluralvotum; die neueſte
r der franzöſiſchen Bergarbeiter hat das Achtſtunden-Geſetz erzielt, freilich begünſtigt durch das gegenwärtige Hiimſte

rium.Mit Revelin ſpricht ſich Redner aus gegen die Einfügunder Kautskyſchen Reſolution über die wint terfra e ins r
ramm. Nach einigen Monaten kann es ja in Belgien zur
iniſterfrage kommen. lls die Klerikalen in den Kammer

wahlen der Koalition der Sozialiſten und Liberalen unterliegen,
kenne zgnn die erſteren die ganze Regierung den Liberalen

erlaſſen
Lenormand ruft: Aber dann würde die belgiſche Partei

e dif Teilnahme von Sozialiſten an der Regierung ent
eiden
Jaures: Stimmt! Seit drei Jahren höre ich nicht auf,ſagen, daß das individuelle eriment Kidet 8

nvnicht wiederholen darf, daß ein nur a
eines Parteibeſchluſſes ins Miniſterium arten darf.
urück zu Belgien! n titzmn könntenie Liberalen keinen einzigen er b eLage wäre alſo di ß

lich mitregieren w e zu
gerunteilzunehmen, die Re ierung nicht

wollen Dann würden, 27 aller n die Kleri
kalen wieder zur Nag ckkehren. (Ce fa ch

ruche nur das Recht, meine beſſere n ef
der Miniſterfrage zu b
iſt abſcheulich, wenn

ſondern der
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wäre daher ein ſchwerer Fehler, n ein x izliſt Pilleraude
Handlung wiederholen wollte. man ſo
den W verſperren das iſt alles, was ich verlange. (Leb
hafter Beifall.)

Die Generaldiskuſſion iſt en. Man ſchreitet zur
Wahl einer Kommiſſion von 15 Mitgliedern, die die Programm
entwürfe zu prüfen hat. Jn die Kommiſſion werden Vertreter
der beiden Richtungen oder vielmehr Schattierungen gewählt.

Dem künftigen Generalkomitee wurde aufgegeben, ein perio-
diſches Parteiorgan anzubahnen, das womöglich wöchent-
lich einen oll. An eine Tageszeitung iſt vorderhand nicht
Diten Der Fraktionsbericht wurde nur unter Vorbehalt
gebilligt.

Jaures verlas die neue Prinzipienerklärung, die von der
Kommiſſion einſtimmig votiert wurde. Von der marxiſtiſchen
Prinzipienerklärung des Generalkomitees iſt ſo gut wie gar
nichts beibehalten worden. Die neue Erklärung iſt weſentlich
von Jaures verfaßt, ſie iſt ideologiſch und rhetoriſch gehalten,
eher ein Manifeſt als ein Programm, dem Umfang nach. eine
kleine Broſchüre. Sie reproduziert alle Leitgedanken der
Jauresſchen Programmrede. Der Kongreß nahm die neue Er-
klärung debattelos unter ſtürmiſchem Beifall und einſtim-

mig an. xUeber die Miniſterfrage wurde einſtimmig beſchloſſen, daß in
Zukunft kein Sozialiſt ohne Zuſtimmung der Par-
tei ins Miniſterium eintreten darf.

Von den Beratungen am 3. Verhandlungstage verdienen noch
zu werden die Statutenänderungen: Dem Namen

er Partei wird beigefügt der Untertitel „Föderative Einig-
keit“. Das Generalkomitee erhält den Namen „Jnter-
födergles Komitee“ und ihm werden ſeine bisherigen Kon-
trollrechte genommen; fortan ſteht ihm lediglich die Verwaltung
und die Organiſation der Agitation zu. Die Kontrolle über
die Deputierten wird den einzelnen Föderationen übertragen.
Gelangt an das Komitee eine Beſchwerde gegen einen Depu-
tierten, ſo hat er dieſelbe ohne weiteres der Föderation, welcher
der betreffende Deputierte angehört, zu übermitteln. Der Kon-
r eipt dann eventuell als höchſte Jnſtanz. Die Kammer-
fraktion wird im Komitee durch einen Delegierten vertreten
ſein. Die Kontrolle über die Preſſe fällt fort, da die Partei
kein Organ hat. Die Kammerfraktion wird ſich mit dem Komitee
verſtändigen betreffs der Agitation und der Entfendung von
Deputierten nach Streikſtätten.

Jn der Wahltaktik- Frage wurde ein Antrag Renaudels
abgelehnt, der die Beſtätigung der einſtimmig votierten Reſo-
lution des Pariſer Jnternationalen Kongreſſes betreffs Wahl-
De wowiſn verlangte. Und doch läßt jene Reſolution den lokalen
Organiſationen einen weiten Spielraum für zeitweilige Wahl-
kartelle. Renaudel begründete ſeinen Antrag mit dem Hinweis
auf die bereits im Hinblick auf die kommenden Kammerwahlen
abgeſchloſſenen Bündniſſe zwiſchen Sozialiſten (Miniſterialiſten)
und Radikalen. Weitere Bündniſſe ſind eben im Gange, und
ſie äußern ſich unter anderm darin, daß die miniſterialiſtiſchen
Sozialiſten unter der Bedingung der Gegenleiſtung in ge-
wiſſen radikalen Wahlkreiſen keine Kandidaten aufſtellen!

ingegen votierte der Kongreß die folgende von Mesnard
(DeuxSevres) beantragte Reſolution: „Jn allen Wahlen beim
zweiten Wahlgang ſind es einzig die Föderationen, die unter
Berückſichtigung der republikaniſchen Disziplin und ohne irgend
etwas von den Parteigrundſätzen aufzugeben, auf ihre eigne
Verantwortung zum beſten Vorteil des Proletariats handeln.“

Das von der Kommiſſion ausgearbeitete Minimal-Pro-
ramm enthält zum Teil recht beſcheidene Forderungen. Jn
ezug auf den Achtſtundentag wird die eventuelle „ſubſidiäre“

r einer nicht näher beſtimmten Verkürzung der Ar-
eitszeit aufgeſtellt; der Milizenforderung wird die Nebenforde-

rung der Verkürzung der Dienſtzeit als eventuelles Surrogat
angehängt; die er Verſicherung ſoll ohne Lohnabzüge or-
ganiſiert ſein, aber auch event. mit Lohnabzügen im Betrage
/s der Verſicherungskoſten, die übrigen “s ſollen vom Staat

und Unternehmertum getragen werden. An neuen Forderungen
im Vergleich mit dem Generalkomitee-Entwurf ſeien verzeichnet:
Nationäliſation (Verſtaatlichung) der Bergwerke, Eiſenbahnen,des Bankweſens, der Zuckerinduſtrie und der Großmüllerei;
Schaffung eines Agrarkredits, Subvention für den Ankauf von
land wirtſchaftlichen Maſchinen zum Zwecke der kollektiven Be
nutzung. Und dann iſt die Verpflichtung der ſozialiſtiſchen Ab-
geordneten, gegen die Militärausgaben zu votieren, aus demneuen Entwurf verſchwunden und an deren Stelle folgendes

giſett „Verzicht auf jeden Angriffskrieg und auf jede Allianz,
ie nicht zum ausſchließlichen Zweck den Frieden hat“ alſo

ein Hinterthürchen zu gunſten der ruſſiſchen Allianz, die ja eine
„ausſchließliche“ Friedensallianz ſein ſoll Nebenbei, das
Verhalten der Kammerfraktion in der Abſtimmung über die
Zarenempfangs-HKredite iſt auf dem Kongreß nicht zur Sprache
gekommen. Ferner wird noch auf jeden Kolonialkrieg verzichtet
und werden Schulgeſetze für die Eingeborenen gefordert. Die
Forderung des alten Entwurfs betreffs der Wahl von Gewerbe

nſpektoren durch die Gewerkſchaften iſt abgeſchwächt worden
neben den gewählten Jnſpektoren ſollen vom Staat angeſtellte
fungieren.

Jn der kurzen Debatte werden noch einige untergeordnete
Forderungen hinzugefügt.

Abg. Viviani machte Vorbehalte in Bezug auf die Forderung
der Richterwahlen: er befürchtet die Parteilichkeit gewählter
Richter. Die Erfahrung der gewählten Handelsrichter ſei nicht
ermunternd. Jhr Anſehen ſei tief geſunken. Von den 45 000
wahlberechtigten Pariſer Handelsleuten beteiligten ſich an den
Handelsgerichts-Wahlen bloß 2000.

Das Minimalprogramm wird, wie früher die Statutenände-
rungen en bloc einſtimmig angenommen.

Gerault- Richard hält die Schlußrede, die polemiſch gegen
die Guesdiſten und Blanquiſten zugeſpitzt iſt. Er ſchließt dieſem Fpit dem „Eintrachtsruf“: voch der internationale Sozia-

ismus.

Aus dem VReiche.
Berlin. Zu der Gaudinſchen Mordaffaire bringen

Berliner Zeitungen eine eigenartig klingende Mitteilung. Da-
nach ſollen die beiden Gardedragoner als Thäter nicht in Be-
tracht kommen, weil ſie ihr Alibi für den 9. Februar nachweiſen
konnten. Dabei hat bis jetzt gar nicht feſtgeſtellt werden können,
wann Gaudin eigentlich ermordet worden iſt. Die Obduktion
der Leiche hat nur ergeben, daß die Schädelhiebe weder mit dem
Beil noch mit einem Stock oder dergleichen geführt worden
ſind, ſondern entweder mit einem Säbel oder mit einem Faſchi-
nenmeſſer. Die Obduktion ergab, daß der Tod nicht durch Er
trinken ſondern durch die Hiebe herbeigeführt worden iſt; ſie
hat alſo die Annahme, daß Gaudin erſt nach ſeinem Tode ins
Waſſer geworfen ſein werde, beſtätigt. Die Nachforſchungen
der Kriminalpolizei ſollen ergeben haben, daß zwei ehemalige
Gardedragoner am 9. Februar nachmittags mit Gaudin in
Britz zuſammen geweſen ſind. Dieſe beiden Männer waren
nicht mehr zu erreichen man wird ſie daher heute erſt ver-
er Die Leiche wurde nach dem neuen Tempelhofer Kirch-
hofe geſchafft, um dort beigeſetzt zu werden.

Eine gewaltige Gaserploſion erfolgte geſtern früh
im Hauſe Ackerſtraße 16. Eine dort wohnende Witwe Thiele
wollte morgens in der Küche einen Gaskocher anzünden, als
plötzlich eine Feuerſäule den ganzen Raum erfüllte Die Frauerlitt ſchwere PVrandwunden Einem im Nebenzimmer ſchlafen

den Kinde wurden die Haare verbrannt. Durch die Gewalt
des Luftdruckes wurden am Hauſe arge Verwüſtungen ange-
richtet, mehrfach hob ſich die Zimmerdecke einige Zentimeter,
Thüren fielen aus den Angeln, verſchiedene Möbel ſtürzten um
und zerbrachen. Zahlreiche Fenſterſcheiben wurden zertrümmert,
mehrere Perſonen durch Glasſplitter verletzt. Auch bei den Nach
barhäuſern ſprangen die Fenſterſcheiben entzwei. Das Haus
Nr. 16, das zahlreiche Riſſe aufweiſt, wurde geſtützt und poli-
zeilich abgeſperrt.

r Das Schöffengericht verurteilteki Betru d Bedrohungr n Poneren en n atte in meh
reren Falen Heiratsſchwindeleien begangen und eine der von
ihm geſchädigten Bräute, ſowie ihre Mutter bei einem Streitene dere daß er den beiden Frauen mit einem Meſſer
zu Leibe gehen wollte.

Straßburg. Von einem Gendarmen erſchoſſen.Eine amtliche Korreſpondenz berichtet: Der Gendarm Schwerdt-

feger von Wingen verhaftete am 27. Februar auf Grund einer
Requiſition des Amtsgerichts Lützelſtein den 40jährigen Speng-
ler und Korbmacher ger Fuhrmann in deſſen Wohnung in
Roſteig, um ihn zur Verbüßung einer zweitägigen Haft-
ſtrafe in das ÄAmtsgefängnis Lützelſtein einzuliefern. Vor
Antritt des Transportes erklärte der Gendarm dem Verhafteten,
daß er gegen ihn im Falle eines Fluchtverſuchs von ſeinerWaffe Krach machen müſſe. Fuhrmann erwiderte,
daß er wegen der zwei Tage nicht davonlaufen würde. Etwa
1 Kilometer von Roſteig ſprang indeſſen Fuhrmann mit einem
Satze in den Wald und rannte einen ſteilen Abhang hinunter,
während der Gendarm, der ſofort die Verfolgung aufnahm,
auf dem gefrorenen Boden des ſteilen Abhanges zu Fall kam.
Fuhrmann lief nach Roſteig, der Gendarm folgte ihm und ſah
den Fuhrmann von deſſen Wohnung in den Wald laufen; der
Gendarm eilte ihm dorthin nach und rief ihm wiederholt zu:
„Halt, oder ich ſchieße!“ Als der Gendarm wahrnahm, daß
der Vorſnmg des Fuhrmann größer wurde, gab er auf
eine C ernung von über 50 Schritten einen
Schuß aus ſeinem Revolver in der Richtung auf
Fuhrmann ab, der dieſen tödlich traf.

Augsburg. Einige Tage vor Weilmachten hatte der Sohn
des Bürgermeiſters Franz Bad er in Mohren hauſen ſeinen
Vater bei einem Streit, angeblich in der Notwehr, erſchlagen,
die Leiche in eine mit Stroh gefüllte Scheune geworfen und
die Scheune, um die Spur ſeines Verbrechens zu verwiſchen,
in Brand geſteckt. Jetzt iſt Georg Bader vom Schwurgericht
wegen Mordes und vorſätzlicher Brandſtiftung zum, Tode,
vier Jahren Zuchthaus und lebenslänglichem Ehrverluſt ver
urteilt worden.

Osnabrück. Dur den Einſturz der Decke in einer
Schmiedewerkſtatt im Dorfe Hagen wurden der Schmied und
ſeine Tochter getötet.

Vermiſchtes.
Flottgemacht worden iſt jetzt der am 16. Januar bei

Nodems an der Bernſteinküſte geſtrandete Dampfer Luiſe
unter Beihilfe der Bugſierdampfer Roland und Bravo.

Pulvervorräte fanden nach einem Telegramm aus Sara-
goſſa ſieben Kinder des Ortes Fuentes in einer Höhle. Um
den Rückweg aus der Höhle zu finden, zündeten die Kinder ein
Streichholz an, das Pulver explodierte und alle ſieben
Kinder wurden ſchwer verletzt.

Unwetter in Trieſt. Bei vollſtändig heiterem Himmel
erhob ſich geſtern früh vor 8 Uhr ein fürchterlicher Südweſt mit
hohem Wellengang. Sämtliche Hafenanlagen ſind vollſtändig
überſchwemmt. Alle im Hafen befindliche Schiffe gerieten in
roße Gefahr. Die Spitze des Molo Sartorio wurde von den
ellen weggeriſſen. Die Straßenbahn mußte den Verkehr ein-

ſtellen. Jn Pirano ſind mehrere Schiffe in Gefahr. Hilfe iſt
nach dort abgegangen.

Hermann Allmers, der bekannte „Marſchendichter“, iſt
Sonntag abend im Rechtenfleh in der Oſterſtader Marſch ge
torben. Es war ebendort als Sohn eines alten angeſehenen
W wie ſheltne am 11. Februar 1821 geboren. Weite Reiſen

und wiſſenſchaftliche Studien hielten ihn lange von der Heimat
ern, ſpäter zog er ſich nach ſeinem Geburtsorte zurück, wo erreidenkend ſt volkstümliche Bildung ſorgte und ſeinen an-

geſtammten Hof zu einer Stätte der Kunſt und Heimatskunde
geſtaltete. Sein „Marſchenbuch“ enthält eine getreue Schilde-
fung ſeiner Heimat. Daneben ſchuf er noch viele poetiſche und
kunſtgeſchichtliche Werke.

Letzte Nachrichten.
London, 11. März. Die Niederlage Methuens hat eine

ungeheure Aufregung hervorgerufen. Jn politiſchenKreiſen iſt man der Lunſicht, daß Methuen ein Soldat erſten

Ranges iſt, in anderen dagegen wundert man ſich, daß er nicht
ſchon eher in Gefangenſchaft geraten iſt. An der Börſe brach
bei Eintreffen der Nachricht eine furchtbare Panik aus.
Alles wurde verkauft; Minen fielen fabelhaft. Erſt nach einiger
Zeit legte ſich die Aufregung.

Um Mitternacht erklärte Brodrick im Unterhaus, er
habe ein zweites Telegramm von Kitchener erhalten,
datiert Pretoria, 11 Uhr 50 Min. vormittags, worin dieſer
mitteilte, die Kolonne Methuens ſei von den in Khaki gekleideten
Buren überrumpelt worden. 200 Mann des Northumberland-
Regiments und des Regiments Lancaſhire legten großen Mut
an den Tag, aber Delareys Truppen, 1500 Mann ſtark,wurden zu Pat erkannt. Methuen wurde nach ſeiner Ver-

wundung in ſeinem eigenen Wagen in die Gefangenſchaft ab-
geführt. Kitchener fügt hinzu, daß die nachbeorderten Truppen
dieſe Niederlage wieder auswetzen würden. Das Unterhaus
ging kurz vor 1 Uhr nachts auseinander.

Wie verlautet, erhielt das Kriegsamt eine Meldung, wo
nach Delarey Kitchener bereits mitgeteilt haben ſoll, daß er
Methuen als Geißel behalten werde.

Krakau, 11. März. Wie der Czas berichtet, wurde der
Oberſt Krimm in Warſchau, der Gehilfe des Generals
Putſchrevskij in der Verwaltung des Warſchauer Kriegsbezirks,
verhaftet. Seit 10 Jahren verkaufte Krimm die
Mobiliſierungs- und Verteidigungspläne an
Deutſchland. Nach monatelanger Ueberwachung erhielten
die Behörden Beweiſe hiervon. Es fanden ſich bei einer
Reviſion kompromittierende Schriftſtücke, ſowie eine Liſte der
beſtechlichen ruſſiſchen Generale. Nach anderer Verſion iſt
Krimm bereits erſchoſſen.

Berlin, 11. März. Die freikonſervative Fraktion des Ab-
geordnetenhauſes faßte geſtern in einer vollzählig beſuchten
Sitzung den Beſchluß, den Antrag des Grafen Limburg-Stirum
und Genoſſen (Getreidezollantrag) nicht zu unterſchreiben,
dagegen einen Abänderungsantrag, dahingehend, die Regierung
zu erſuchen, im Bundesrat dafür einzutreten, daß eine Ver-
ſtändigung mit dem Reichstag betreffs der von der Zolltarif-
kommiſſion gefaßten Beſchlüſſe auf Verſtärkung des Zollſchutzes
für die Landwirtſchaft über die Sätze der Zollvorlage
hinaus herbeigeführt werde.

Verlin, 11. März. Die öffentliche Verſammlung, die der
Deutſche Antiſemitenbund für geſtern abend einberufen hatte,
damit Graf Pückler ſeinen Vortrag vollenden könne, wurde
ebenfalls aufgelöſt, als der Redner die Zuhörer aufforderte,
jede der jüdiſchen Giftſchlangen aus ihrem
Hauſe zu treiben. Die Zuhörer verließen zwar ziemlich
ruhig den Saal, doch kam es auf der Straße zu Lärmſzenen,
ſo daß die Polizei Ruhe ſtiften mußte.

Paris, 11. März. Jm Eckhauſe der Rue Montmartre und
Rue d'Etzes brach geſtern abend ein großes Feuer aus.
Die Feuerwehr konnte nur mit größter Mühe die Hausbewohner
retten. Bei dem Brande ſprang ein Arbeiter aus dem zweiten
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Stock und verlehte Ich ſchwer. Die Pompiers retteten dieübrigen h e den Abgeordneten Meſureru
mit ſeiner Frau

Verjammlungsberichte.
Zentralverband der Handlungägehilfen und Gehilfinnen

r Monats Verſammlung, welche am 5. ds. Mts. imWahrn Roß ſtattfand, hielt Redalteur E. Däumig einen Vor

trag über: Oſtaſiatiſche Kultur- und Naturbilder. Zur Tages
ordnung war die Wahl eines Kaſſierers beantragt, doch wurde
der Antrag wieder zurückgezogen. Der Vorſtand, Koll. Blenck,
machte bekannt, daß Donnerstag, den 13. März, ein Kurſus in
deutſcher Sprache ſeinen Anfang nehmen würde. Koll. Däumig
wies auf die Notwendigkeit der Beteiligung hin. Ferner forderte Kollege Swienty amtliche anweſende Nichtmitglieder auf,

ſich dem Verbande anzuſchließen, indem er ſehr treffend die Not
wendigkeit der Organiſation und die Vorteile, welche den Mit
gliedern bei zahlreicher Beteiligung entſtehen, bewies. Nachdem
noch verſchiedene neue Mitglieder für den Verband gewonnen
waren, wurde die Verſammlung gegen 11 Uhr geſchloſſen. Fin

gegangen d. 8. März 1902. J. D.eitz.
Der Sozialdemokratiſche Verein hielt am 4. März

ſeine Verſammlung ab, die leider nicht gut beſucht war. Vom
Vortrag wurde deshalb auch Abſtand genommen und zum Ge
ſchäftlichen übergegangen. Beſchloſſen wurde, die Konferenz der
Gemeindevertreter in Halle zu beſchicken, und zwar durch die
gewählten Stadtverordneten Kämpfe und Mitbauer, und durch
den Genoſſen Plorin. Für die beiden Stadtverordneten ſoll
auch die Kommunale Praxis abonniert werden. Jn der nächſten
Verſammlung ſoll ein Vortrag über „Märzerinnerungen“ ge-
halten werden, demſelben können auch Frauen zuhören, die ja
nach Ausſage des Miniſters des Jnnern abgeſondert von den
Mitgliedern in einem Extrazimmer ſich aufhalten können. Ein
ſolches Zimmer iſt im Schindlerſchen Lokale zu haben und wir
machen deshalb ſchon die Frauen der Mitglieder hierauf auf-
I ſam. Jedenfalls kommt zu dieſem Vortrag ein auswärtiger

eferent.

An die Barteigenoſſen des Zeih- Weißenfels
Naumburger Wahlkreiſes.

Jm Anſchluß an die Bekanntgabe des Vertrauensmannes
für den Regierungsbezirk Merſeburg Genoſſen Pfeiffer
i werden die Genoſſen erſucht, in der am 1. u. 2. Oſter-
eiertag in Halle ſtattfindenden Gemeinderatsvertreter-

Konferenz ſich r
Zur Delegation ſi

Delegierte vertreten zu laſſen.
nd berechtigt: 1. Die auf unſerem Pro

ramm ſtehenden Gemeinderaks-Vertreter. 2. Genoſſen, welche
ſpeziell für Gemeinde- Angelegenheiten intereſſieren und be

thätigen.
Die Wahl der Delegierten iſt Unterzeichnetem bis ſpäteſtens

den 23. ds. MtsSs. anzuzeigen.
Parteigenoſſen ſorgt nun für eine würdige Vertretung

unſeres Kreiſes.
J. A.: Der Zentral- Vorſtand.

H. Plorin, Vorſitzender.

An die KArbeiter-Gemeindevertreter des Wahl
kreiſes Delitzſch Zitterfeld.

Parteigenoſſen! Am 1. und 2. Oſterfeiertage findet in
der Gemeindevertreter-Kougreßz der Provinz Sach

en ſtatt. Da es auch in unſerem Kreiſe eine Anzahl Arbeiter
Gemeindevertreter giebt, mache ich die Genoſſen darauf be
ſonders aufmerkſam, ihre Vertreter nach Halle zu delegieren.Die Gewählten erſuche ich, mir ihre Wahl ſoſert mitzuteilen,
da ich das Anmelden der Delegierten aus unſerm Kreiſe nach

Halle bewirken will.
Mit ſozialdemokratiſchem Gruß

L. Biedermann, Delitzſch.

Quittung.
Für Parteizwecke:

Von F. B. 0.60 M.

Standesamtliche Nachrichten.
Halle, (Nord, r 389), 8. Fr.Aufgeboten Rangierer Große und Anna Walther (Reil-

ſtraße 37 und Merſeburg). Kaufmann Menk und Emma Kroſte
z (Breslau und Geiſtſtr. 29). Maurer Freyer und Karoline
Schmidt (Eichendorffſtr. 6 und Gr. Brunnenſtraße 41). Schuh
macher Kunze und Alma Richter (Gr. Brunnenſtr. 51 a und 8).
Former Billing und Emma Dietrich (Trothaerſtr. 78 und Mühl
weg 12).Eyeſchlieſzungen: Architekt und Eliſe Arndt
(Am Kirchthor 6). Eiſendreher Mennigke und ie Mein
hardt l 56 und Gr. Schloßgaſſe 2). Poſtbote Richter
und Anna Bergner gerdegrg 36 und Schillerſt

G. Schmidt.

tr. illerſtr. 26).Geboren Arbeiter Schönburg T. (Hermannſtraße 19).
r sgehilfen Teller T. (Göbenſtr. 16). Arbeiter Schubert

(Gr. Wallſtr. 2). Schneidemüller Grüber T.
Geſtorben: Arbeiters Schade S., totgeb. (Wörthſtr. 11).

Kaufmanns Engel T., 6 M. 8 lumenthalſtr. 20). Schneidersn Se 64 J. Geiſtſtr. 56). Witwe Lützke, 88 J.
(Giebichenſteinerſtr. 2).

Halle (Nord, Burgſtr. 38), den 10. März.
Aufgeboten: Stellmacher Schuldt und Martha Voigt

(Auguſtaſtr. 16 und Trothaerſtr. 20). Arbeiter Wittmann un
Auguſte Röder (Advokatenweg 26 und Plan 3). Schuhmacher
Rohne und Anna Claus (Wörthſtr. 6). Mechanikus Krauſe und
Minna Horſt (Eichendorffſtr. 6 und Belfortſtr. 1a). Prediger
Jordan und u Loofs Merſeburg und Blumenſtr. 19).

Geboren Wärter Hoffmann S., (Weißenburgſtr. 16). Ar
beiter Kittel T. (Hoheſtr. 18). Wärter Schmidt T. (Adolf
ſtraße 7). Former Geiſer S. (Adolfſtraße 3). Kernmacher
Thielecke T. Körnerſtr. 12). Arbeiter Schnelle S. (Zietenſtr. 35).
Lackierermeiſter Reichert T. (Rainſtr. 5).

Geſtorben: Geſchirrführer Rrausſche 29 Jahre (Diakoniſſen
haus). Arbeiters Eſchert T., 3 J. (Böckſtr. 3). Schornſtein
fegermeiſter Thelemann, 82 J. (Roſenſtr. 2). Arbeiters Schöppe

M. (Petersbergſtr. 2). Bruchmeiſters Märſch Ehefrau,
29 J. (Diakoniſſenhaus). Rentier Koegel, 57 J. (Seebenerſtr. 57.)
unverehel. Helene Trautmann, 61 J. (Bernburgerſtr. 15). Berg-manns Haft T., 3 W. (Köthenerſtr. 12). Arbeiters Fiedler S.
4 J. (Gr. Wallſtr. 42).

Zeitz, vom 24. Februar bis 2. März.
Eheſchließungen Arbeiter Heller und Lina Stolze. Tiſchlerund Bertha Raſche. Kellner Hollin a Wage
tiDe.
Geboren Werkmeiſter Meth S. Dreher Koppe T. Polizeiſergeant Siebert T. Zigarrenarbeiter deb P Rat Zu

Geriſch S. aurer Löwer S. Arbeiter Krieg T. Former
e tgebel Wuhdergee Clbſhig e San Wie E.

M 0 D. u r rWeinhändler Weinecke T. Schlo die S Skeümacher
Voigt zu Rasberg T. Muſiker Wundrack T. iTiſchier Schneider S. rack T. Schmied Gandig

Geſtorben Liesbeth Matthes, 1 J. Rentner Fr. 356 J. Anna Thümmler, 1 Fr. VWöter 4 M du
1 J. Hotelier Wilh. Voigt, 37 J. Hedwig Niemand, 2Krit Rothe, 5 J. Fr. Kunze, 4 Mon. Alma Förſter, 2

nna Kroſſe, 5 Mon. Anna Brocks, 10 Mon,
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